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Durchführungsverordnungen
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I. Diakonische Arbeit in der Pfarrgemeinde
und in der Kirchengemeinde (§§ 3–13 DiakG)

§ 1
Gemeindedienste in Großen Kreisstädten

(zu § 13 DiakG)

(1) Besteht in der Kirchengemeinde ein Gemeinde-
dienst, soll der Kirchengemeinderat einen Diakonie-
ausschuss bilden (§ 4 Abs. 1 DiakG), dem die Leiterin
bzw. der Leiter des Gemeindedienstes beratend an-
gehört.

(2) Der Kirchengemeinderat kann dem Diakonie-
ausschuss bestimmte Aufgaben einschließlich der
Beschlussfassung zur selbstständigen Wahrnehmung
übertragen (beschließender Ausschuss gem. § 25
Abs. 2 LWG und § 7 DiakG).

(3) Auf den Gemeindedienst finden die Bestimmungen
über die Bezirksdiakoniestelle entsprechende Anwendung
(§ 13 Abs. 2 DiakG und sinngemäß Abschnitt II dieser
Verordnung).

§ 2
Zuständigkeit des Gemeindedienstes,

Aufgabenübertragung

(1) Ist der Gemeindedienst über die Trägerkirchen-
gemeinde hinaus für weitere Kirchengemeinden im
Bereich einer Großen Kreisstadt zuständig, regeln die
beteiligten Kirchengemeinden die Einzelheiten ihrer
Zusammenarbeit und die erforderliche Kostenbeteiligung
in einer Vereinbarung.

(2) Im Falle des § 13 Abs. 1 S. 2 DiakG (Wahrnehmung
einzelner Aufgaben des Kirchenbezirks durch den
Gemeindedienst) beteiligt sich der Kirchenbezirk an
den der Kirchengemeinde entstehenden ungedeckten
Kosten im erforderlichen Umfang.

(3) Im Falle des § 13 Abs. 2 S. 1 DiakG (Übertragung
der Aufgaben des Gemeindedienstes auf die Bezirks-
diakoniestelle) treffen die Beteiligten insbesondere Be-
stimmungen über

a) die Übertragung des dem Gemeindedienst ge-
widmeten Sondervermögens auf den Kirchen-
bezirk. Die Übertragung des Sondervermögens ein-
schließlich der Forderungen und Verbindlichkeiten
erfolgt grundsätzlich unentgeltlich. Der Kirchen-
bezirk tritt in alle Rechte und Pflichten der Kirchen-
gemeinde ein, die diese im Rahmen der Aufgaben
des Gemeindedienstes begründet hat;

b) Art und Umfang der Kostenbeteiligung der Kirchen-
gemeinde am ungedeckten Aufwand des Kirchen-
bezirks für die Bezirksdiakoniestelle. Als Berechnungs-
grundlage kommt der für den jeweiligen Haushalts-
zeitraum festzulegende zeitliche Anteil in Betracht,
den die Mitarbeitenden der Bezirksdiakoniestelle für
die vereinbarungsgemäß übernommenen kirchen-

gemeindlichen Aufgaben aufwenden müssen. Die
Beteiligten können auch eine andere geeignete
Berechnungsgrundlage vereinbaren, z. B. dass sich
die Kirchengemeinde lediglich an der Diakonie-
umlage beteiligt, wenn der tatsächliche Kosten-
aufwand des Kirchenbezirks für die übernommenen
kirchengemeindlichen Aufgaben nicht wesentlich
höher ist;

c) den Übergang der Dienstverhältnisse der Mit-
arbeitenden des Gemeindedienstes auf den
Kirchenbezirk gem. § 613 a BGB. Findet ein Über-
gang des Dienstverhältnisses auf den Kirchen-
bezirk nicht statt, weil die Mitarbeiterin bzw. der
Mitarbeiter dem Übergang nicht zustimmt, hat
der Anstellungsträger (Kirchengemeinde) die Mit-
arbeiterin bzw. den Mitarbeiter zum Dienst bei
dem Kirchenbezirk abzuordnen;

d) die Mitwirkungsrechte der Kirchengemeinde im
Rahmen der Erfüllung der kirchengemeindlichen
Aufgaben durch die Bezirksdiakoniestelle. Für die
Planung und Durchführung neuer Aufgaben der
Kirchengemeinde (§ 3 DiakG), die von der Bezirks-
diakoniestelle wahrgenommen werden sollen, sowie
für die Einstellung von Aufgaben ist Einvernehmen
zwischen dem Bezirkskirchenrat und dem Kirchen-
gemeinderat herzustellen. Das Gleiche gilt für die
Bestellung der Leiterin bzw. des Leiters der Bezirks-
diakoniestelle und, sofern die Beteiligten dies ver-
einbaren, für die weiteren Mitarbeitenden.

(4) Im Falle des § 13 Abs. 2 S. 2 DiakG (Übertragung
der Aufgaben der Bezirksdiakoniestelle auf den
Gemeindedienst) treffen die Beteiligten insbesondere
Bestimmungen über

a) die Übertragung des der bisherigen Kreisstelle ge-
widmeten Sondervermögens auf die Kirchen-
gemeinde. Absatz 3 Buchst. a gilt entsprechend.
War bisher ein Diakonieverband Träger der Kreis-
stelle, einigen sich die Verbandsmitglieder, welcher
Anteil am Sondervermögen der Kreisstelle dem
übertragenden Kirchenbezirk zukommt;

b) die Kostenbeteiligung des Kirchenbezirks am un-
gedeckten Aufwand der Kirchengemeinde für den
Gemeindedienst;

c) den Übergang der Dienstverhältnisse von Mit-
arbeitenden, die bisher beim Kirchenbezirk an-
gestellt waren, auf die Kirchengemeinde gem.
§ 613 a BGB. Absatz 3 Buchst. c gilt entsprechend;

d) die Mitwirkungsrechte des Kirchenbezirks im Rahmen
der Erfüllung der kirchenbezirklichen Aufgaben durch
den Gemeindedienst, insbesondere die Vertretung
des Kirchenbezirks im Diakonieausschuss der
Kirchengemeinde. Für die Übernahme neuer Auf-
gaben und für die Bestellung der Leiterin bzw. des
Leiters des Gemeindedienstes und der Mitarbeitenden
gilt Absatz 3 Buchst. d entsprechend.
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(5) In den Fällen des § 13 Abs. 2 S. 1 und S. 2 DiakG
gehört die Leiterin bzw. der Leiter der Bezirksdiakonie-
stelle bzw. des Gemeindedienstes sowohl dem Bezirks-
diakonieausschuss (§ 16 Abs. 3 DiakG) als auch dem
Diakonieausschuss der Kirchengemeinde beratend an.

II. Diakonische Aufgaben im Kirchenbezirk
(§§ 14–35 DiakG)

1. Zuständigkeiten der Organe des Kirchenbezirks
im Rahmen ihrer gemeinsamen Verantwortung
nach Artikel 37 Abs. 1 GO (zu §§ 14,15 DiakG)

§ 3
Bezirkssynode

(1) Zu den Aufgaben der Bezirkssynode gehören
nach Maßgabe der Grundordnung und des Diakonie-
gesetzes

a) die diakonischen Aufgaben im Kirchenbezirk zu
planen und zu fördern;

b) einen Bezirksdiakonieausschuss zu bilden und
dessen Mitglieder zu berufen (§ 14 Abs. 1, § 16
Abs. 1 DiakG);

c) die Bezirksdiakoniepfarrerin bzw. den Bezirks-
diakoniepfarrer zu wählen (§ 20 Abs. 1 DiakG);

d) eine Bezirksdiakoniestelle zu errichten und deren
Wirtschaftsplan/Sonderhaushaltsplan und Stellen-
plan zu beschließen (§ 14 Abs. 1, §§ 21ff. DiakG);

e) die Beschlussfassung über die Errichtung einer
gemeinsamen Bezirksdiakoniestelle (§ 21 Abs. 4
DiakG);

f) die nach dem Gesetz vorgesehenen Satzungen
zu erlassen (§ 14 Abs. 1, §§ 19, 22 Abs. 1 DiakG)
einschließlich der Satzung für die Bezirksdiakonie-
stelle;

g) dem Bezirkskirchenrat über das Rechnungsergebnis
Entlastung zu erteilen (Artikel 38 Abs. 2 Nr. 10 GO);

h) die kirchlichen Vertreterinnen und Vertreter in den
kommunalen Ausschüssen und in der Liga der
Freien Wohlfahrtspflege zu benennen (§ 15 Abs. 2
Nr. 7 DiakG). Die Bezirkssynode soll aus Gründen
der einheitlichen Information und Vertretung ein
Mitglied des Bezirksdiakonieausschusses und im
Hinblick auf § 21 Abs. 2 DiakG die Leiterin bzw. den
Leiter der Bezirksdiakoniestelle als Vertreterin bzw.
Vertreter benennen. Vertreterinnen und Vertreter für
Ausschüsse, die für Projektaufgaben gebildet werden,
benennt der Bezirksdiakonieausschuss.

(2) Die Bezirkssynode soll über diakonische Angelegen-
heiten erst beschließen, wenn eine vorherige Beratung
im Bezirksdiakonieausschuss stattgefunden hat.

§ 4
Bezirkskirchenrat

(1) Zu den Aufgaben des Bezirkskirchenrats gehören
nach Maßgabe der Grundordnung und des Diakonie-
gesetzes

a) der Abschluss der im Diakoniegesetz vorgesehenen
Vereinbarungen (§ 13 Abs. 1 und 2, § 14 Abs. 2, § 21
Abs. 4, §§ 25, 27, 43 Abs. 2 DiakG);

b) die Festlegung der Richtlinien für die Arbeit der
Bezirksdiakoniestelle und ihrer Leiterin bzw. ihres
Leiters im Benehmen mit dem Bezirksdiakonie-
ausschuss (§ 22 Abs. 1 DiakG, § 11 Abs. 3);

c) im Benehmen mit dem Bezirksdiakonieausschuss
darüber zu entscheiden, ob neue Arbeitsfelder bzw.
Schwerpunktaufgaben von der Bezirksdiakoniestelle
übernommen werden oder bisher wahrgenommene
Aufgaben eingestellt werden sollen. Die Bezirkssynode
kann diese Aufgabe dem Bezirksdiakonieausschuss
übertragen (§ 8 Abs. 2);

d) die Bestellung der Leiterin bzw. des Leiters auf Vor-
schlag des Evangelischen Oberkirchenrats und
des Diakonischen Werkes der Landeskirche und
ggf. der Stellvertretung (§ 21 Abs. 1 DiakG);

e) der Erlass von Dienstanweisungen und Stellen-
beschreibungen für die Mitarbeitenden der Bezirks-
diakoniestelle (§ 22 Abs. 1 DiakG), soweit nicht dem
Bezirksdiakonieausschuss übertragen;

f) die Festlegung des Umfangs der Vertretungs-
befugnis der Leiterin bzw. des Leiters der Bezirks-
diakoniestelle gegenüber öffentlichen Stellen und
regionalen Verbänden der Freien Wohlfahrtspflege
(§ 21 Abs. 2 S. 2 DiakG);

g) die Entscheidung über die Errichtung von Außen-
stellen der Bezirksdiakoniestelle;

h) die Anstellung, Eingruppierung oder Entlassung der
vom Kirchenbezirk angestellten Mitarbeitenden der
Bezirksdiakoniestelle im Rahmen des Wirtschaftsplans/
Sonderhaushalts und des Stellenplans (Artikel 38
Abs. 2 Nr. 10 GO, § 23 Abs. 2 DiakG), ebenso die Mit-
wirkung bei Personalentscheidungen über landes-
kirchliche Mitarbeitende der Bezirksdiakoniestelle;

i) die Aufsicht über die Bewirtschaftung der Haushalts-
mittel der Bezirksdiakoniestelle.

(2) Der Bezirkskirchenrat führt vor Entscheidungen
nach Absatz 1 eine Beratung im Bezirksdiakonie-
ausschuss herbei.

§ 5
Gesamtverantwortung der Landeskirche

(1) Der Landeskirche obliegt nach der Grundordnung
und dem Gesetz die Gesamtverantwortung für die
diakonische Ausrichtung des kirchlichen Lebens in
ihrem Bereich (§ 36 DiakG).
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(2) Der Bezirkskirchenrat veranlasst deshalb zur Vor-
bereitung seiner Entscheidungen nach § 4 die personen-
bezogene, dienstrechtliche Beratung durch den Evan-
gelischen Oberkirchenrat und die Abgabe einer fach-
lichen Stellungnahme durch das Diakonische Werk der
Landeskirche.

Unberührt bleiben die Genehmigungserfordernisse
nach dem Kirchlichen Gesetz über die Vermögens-
verwaltung und die Haushaltswirtschaft in der Evan-
gelischen Landeskirche in Baden (KVHG) und der
Verwaltungsordnung.

§ 6
Teilnahme an den Sitzungen des Bezirkskirchenrats

Der Bezirkskirchenrat soll neben der Bezirksdiakonie-
pfarrerin bzw. dem Bezirksdiakoniepfarrer (§ 20 Abs. 3
DiakG) die Person im Vorsitzendenamt des Bezirks-
diakonieausschusses und die Leiterin bzw. den Leiter
der Bezirksdiakoniestelle bzw. des Gemeindedienstes
(§ 13 Abs. 2 S. 2 DiakG) beratend zu seinen Sitzungen
hinzuziehen, wenn Fragen der Diakonie behandelt
werden.

§ 7
Dekanin bzw. Dekan

(1) Die Dekanin bzw. der Dekan bemüht sich im
Rahmen des Dienstauftrages nach der Grundordnung,
die Diakonie des Kirchenbezirks im Sinne des Gesetzes
mitzugestalten. Sie bzw. er ist über alle wichtigen An-
gelegenheiten der Bezirksdiakoniestelle zu unterrichten.
Sie bzw. er hat das Recht auf Akteneinsicht sowie auf
Einsichtnahme in die Rechnungsunterlagen. Sie bzw.
er hat dabei zu berücksichtigen, dass insbesondere
Beratungsaufzeichnungen der Mitarbeitenden, die die
persönlichen Lebensbereiche der Beratenen betreffen
und ihnen anvertraut wurden, besonderen Schutz ge-
nießen (§ 203 StGB; § 8 Mitarbeiterdienstgesetz i. V. m.
§§ 17,18 Pfarrdienstgesetz).

(2) Die Dekanin bzw. der Dekan übt die unmittelbare
Dienst- und Fachaufsicht aus im Rahmen des § 26
(Artikel 46 Abs. 2 GO).

(3) Die Dekanin bzw. der Dekan vermittelt den
Schriftverkehr der Bezirksdiakoniestelle mit dem Evan-
gelischen Oberkirchenrat und dem Diakonischen Werk
der Landeskirche (Dienstweg).

2. Der Bezirksdiakonieausschuss
(zu §§ 16–19 DiakG)

§ 8
Aufgaben

(1) Dem Bezirksdiakonieausschuss obliegen insbesondere

a) die Vorberatung von Entscheidungen der Bezirks-
synode und des Bezirkskirchenrats (§ 3 Abs. 2,
§ 4 Abs. 2);

b) die Planung, Koordinierung und die Verantwortung
für die Durchführung der diakonischen Aufgaben
des Kirchenbezirks im Rahmen der Beschlüsse
der Bezirkssynode (§ 3);

c) die Beratung der Organe des Kirchenbezirks und
der Kirchengemeinden, der Bezirksdiakoniepfarrerin
bzw. des Bezirksdiakoniepfarrers sowie der Bezirks-
diakoniestelle in allen wichtigen diakonischen Fragen;

d) die Erstattung des Tätigkeitsberichts an die Bezirks-
synode (§ 18 Abs. 2 DiakG).

(2) Die Bezirkssynode kann dem Bezirksdiakonie-
ausschuss bestimmte Aufgaben einschließlich der
Beschlussfassung zur selbstständigen Wahrnehmung
übertragen (beschließender Ausschuss gemäß Artikel 43
Abs. 4 GO i. V. m. § 41 Abs. 4 LWG).

§ 9
Geschäftsführender Vorstand

(1) Besteht ein beschließender Bezirksdiakonie-
ausschuss, bestellt die Bezirkssynode einen geschäfts-
führenden Vorstand gemäß § 19 Abs. 4 DiakG.

(2) Die Aufgaben des geschäftsführenden Vorstandes
werden in der Satzung der Bezirkssynode festgelegt
(§ 19 Abs. 5 DiakG).

3. Die Bezirksdiakoniepfarrerin bzw. der Bezirks-
diakoniepfarrer (zu § 20 DiakG)

§ 10
Aufgaben

(1) Der Bezirkskirchenrat beschließt die nähere Aus-
gestaltung der der Bezirksdiakoniepfarrerin bzw. dem
Bezirksdiakoniepfarrer obliegenden Aufgaben nach
dem Muster der Anlage 1 zu dieser Verordnung. Sie
ist Bestandteil der Beauftragung der Bezirksdiakonie-
pfarrerin bzw. des Bezirksdiakoniepfarrers.

(2) Für den Sachaufwand der Bezirksdiakonie-
pfarrerin bzw. des Bezirksdiakoniepfarrers (z. B. Tagungs-
und Fortbildungskosten, Reisekosten) sind Mittel im
Haushaltsplan des Kirchenbezirks vorzusehen.

(3) Die Aufgaben der Bezirksdiakoniepfarrerin bzw.
des Bezirksdiakoniepfarrers werden im Rahmen einer
Entscheidung des Evangelischen Oberkirchenrats über
das Unterrichtsdeputat (§§ 14–16 Religionsunterrichts-
gesetz) berücksichtigt.

4. Die Bezirksdiakoniestelle (zu §§ 21–24 DiakG)

§ 11
Leiterin bzw. Leiter der Bezirksdiakoniestelle

(1) Die Leiterin bzw. der Leiter der Bezirksdiakonie-
stelle ist für die geordnete Wahrnehmung der Arbeit der
Bezirksdiakoniestelle verantwortlich. Davon unberührt
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ist die Tätigkeit als Sozialarbeiterin bzw. Sozialarbeiter
in bestimmten Arbeitsfeldern. Die Leiterin bzw. der Leiter
achtet auf eine gute Zusammenarbeit der Bezirksdiakonie-
stelle mit kirchlichen und kommunalen Stellen, mit den
anderen Trägern der Freien Wohlfahrtspflege und mit
den selbstständigen Trägern diakonischer Einrichtungen
im Kirchenbezirk.

(2) Die Leiterin bzw. der Leiter vertritt den Kirchen-
bezirk in dem vom Bezirkskirchenrat festgelegten Rahmen
gegenüber öffentlichen Stellen und regionalen Verbänden
der Freien Wohlfahrtspflege (§ 21 Abs. 2 DiakG).

(3) Der Bezirkskirchenrat beschließt gem. § 22 Abs. 1
DiakG im Benehmen mit dem Bezirksdiakonieausschuss
die Richtlinien für die Arbeit der Bezirksdiakoniestelle.
Im Rahmen der Richtlinien beschließt er insbesondere
die Stellen- und Aufgabenbeschreibung für die Leiterin
bzw. den Leiter nach dem Muster der Anlage 2 dieser
Verordnung, die Geschäftsverteilung und wesentlichen
Einzelheiten des Geschäftsablaufs der Bezirksdiakonie-
stelle (z. B. Dienstzeiten und Informationsabläufe). Die
Stellen- und Aufgabenbeschreibung für die landes-
kirchlichen Bediensteten bedürfen der Genehmigung
des Evangelischen Oberkirchenrats (§ 5).

(4) Die Bezirkssynode kann der Leiterin bzw. dem
Leiter in ihrer Satzung Entscheidungsbefugnisse in be-
stimmten Angelegenheiten zur selbstständigen Wahr-
nehmung übertragen (§ 22 Abs. 1 DiakG).

(5) Die Leiterin bzw. der Leiter bewirtschaftet die
Mittel des Sondervermögens der Bezirksdiakoniestelle.
Sie bzw. er entscheidet in diesem Zusammenhang
darüber, welche Ausgaben im Rahmen der Ansätze des
Wirtschaftsplans/Sonderhaushaltsplans unter Berück-
sichtigung des Grundsatzes der Zweckmäßigkeit, Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit notwendig sind und
welche Einnahmen erzielt werden können (z. B. In-
anspruchnahme kirchlicher, staatlicher, kommunaler
und sonstiger Mittel).

Sie bzw. er ist befugt, Kassenanordnungen zu erteilen,
sofern und soweit (Höchstbetrag im Einzelfall) dieses
Recht vom Bezirkskirchenrat übertragen worden ist
(§ 54 KVHG). Die Anordnungsbefugnis und deren
Vollzug (Zahlungen oder Buchungen) darf nicht in einer
Hand liegen (§ 59 Abs. 4 KVHG). Für die Geschäfte
der laufenden Verwaltung soll der Bezirkskirchenrat
der Leiterin bzw. dem Leiter eine Vollmacht zur rechts-
geschäftlichen Vertretung des Kirchenbezirks erteilen
(§ 4 Abs. 1 und § 5 Abs. 2 VerwO).

(6) Gehört der Kirchenbezirk einem Diakonieverband
an, hat die Leiterin bzw. der Leiter eine enge Verbindung
zu der mit der Geschäftsführung des Verbands beauf-
tragten Bezirksdiakoniestelle zu halten.

(7) Die Leiterin bzw. der Leiter führt das Siegel der
Bezirksdiakoniestelle im Rahmen der Siegelordnung.

(8) Der Bezirkskirchenrat bestellt eine Fach-
mitarbeiterin bzw. einen Fachmitarbeiter der Bezirks-
diakoniestelle zum Stellvertreter der Leiterin bzw. des
Leiters.

(9) Die Leiterinnen und Leiter der Bezirksdiakonie-
stellen sind zur Führung folgender Funktionsbezeich-
nungen berechtigt:

a) Leiterin bzw. Leiter in der Besoldungsgruppe A 15
BBO oder mit Entgelt nach Entgeltgruppe 15 TVöD
zur Führung der Funktionsbezeichnung „Direktorin“
bzw. „Direktor“,

b) Leiterin bzw. Leiter von Bezirksdiakoniestellen zur
Führung der Funktionsbezeichnung „Geschäfts-
führerin“ bzw. „Geschäftsführer“,

c) Leiterin bzw. Leiter von Bezirksdiakoniestellen inner-
halb eines Diakonieverbandes ohne Geschäfts-
führungsfunktion zur Führung der Funktions-
bezeichnung „Leiterin“ bzw. „Leiter“.

(10) Absatz 9 Buchst. a und b gelten für Leiterinnen
und Leiter von Gemeindediensten entsprechend.

§ 12
Fachkräfte

(1) Die Aufgaben der Fachkräfte der Bezirksdiakonie-
stelle richten sich nach den Dienstanweisungen und
Stellenbeschreibungen des Bezirkskirchenrats (§§ 4
und 5). Die Fachkräfte sind bei der fachlichen Beratung
Hilfesuchender selbstständig und eigenverantwortlich,
unbeschadet ihrer Verpflichtung, der Leiterin bzw. dem
Leiter Nachweise über ihre Tätigkeit zu erbringen.

(2) Die Fachkräfte unterliegen einer besonderen Ver-
schwiegenheitspflicht nach dem Mitarbeiterdienstgesetz
(§ 8 Mitarbeiterdienstgesetz). Mitarbeitende der Bezirks-
diakoniestelle, die nicht Fachkräfte im Sinne des Mit-
arbeiterdienstgesetzes sind, sind von der Leiterin bzw. dem
Leiter auf ihre Verschwiegenheitspflicht nach Artikel 111 GO
besonders zu verpflichten; die Verpflichtungserklärung
ist zu den Personalakten zu nehmen.

(3) Die Fachkräfte führen ein Tagebuch über ihre
Tätigkeit nach dem vom Evangelischen Oberkirchenrat
herausgegebenen Muster. Das Tagebuch ist den zu-
ständigen Organen des Kirchenbezirks sowie den Be-
auftragten des Evangelischen Oberkirchenrats und
des Diakonischen Werks der Landeskirche zur Wahr-
nehmung ihrer Aufsichtsfunktion auf Verlangen vorzu-
weisen (§§ 25, 26).

(4) Leiterin bzw. Leiter und Fachkräfte werden zu
Beginn ihres Dienstes in einem Gottesdienst vorgestellt
und in ihr Amt eingeführt.
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§ 13
Zusammenarbeit mit der Fachberatung

(1) Die Kirchenbezirke und Kirchengemeinden bzw.
die Bezirksdiakoniestellen und Gemeindedienste nehmen,
insbesondere in den Fällen des § 4 Abs. 1, die Fach-
beratung durch das Diakonische Werk der Landes-
kirche in Anspruch.

(2) Die Fachberatung und Fachaufsicht über Kinder-
tagesstätten, der Erlass von Richtlinien für deren Betrieb
sowie von Dienstanweisungen für die Mitarbeitenden ob-
liegt dem Diakonischen Werk der Landeskirche. Die
Fachberaterinnen und Fachberater des Diakonischen
Werks sind für die Planung, Fachberatung und Fach-
aufsicht über Kindertagesstätten auf allen kirchlichen
Ebenen (Kirchengemeinde, Kirchenbezirk, Diakonie-
verband) zuständig. Die Mitwirkung der Bezirks-
diakoniestellen / der Gemeindedienste beschränkt
sich, sofern keine anderen Vereinbarungen mit dem
Diakonischen Werk der Landeskirche bestehen, auf
die Vertretung in den kommunalen Ausschüssen und
in der örtlichen Liga der Freien Wohlfahrtspflege (§ 11
Abs. 2). Vor wichtigen Entscheidungen in diesen Gremien
ist die Stellungnahme der Fachberaterinnen und Fach-
berater einzuholen; sie sind anschließend über die
Ergebnisse zu unterrichten. Die Fachberaterinnen und
Fachberater arbeiten ihrerseits eng mit den Bezirks-
diakoniestellen / den Gemeindediensten zusammen.

(3) Mit weiteren Fachberaterinnen und Fachberatern
des Diakonischen Werks der Landeskirche, die für be-
stimmte Aufgabenbereiche eingesetzt sind (z. B. Sozial-
stationen) ist eine enge gegenseitige Zusammenarbeit
und Unterrichtung anzustreben.

(4) Der Anstellungsträger beteiligt das Diakonische
Werk der Landeskirche vor der Einstellung von Fach-
kräften der Bezirksdiakoniestelle bzw. des Gemeinde-
dienstes im Einstellungsverfahren und ebenso bei der
Entlassung durch Einholung einer fachlichen Stellung-
nahme. Vor der Umbesetzung und Versetzung von
Fachkräften in ein anderes Fachgebiet ist die Fach-
beratung des Diakonischen Werks der Landeskirche in
Anspruch zu nehmen. Unberührt bleibt die Mitwirkung
des Evangelischen Oberkirchenrats gem. § 5.

§ 14
Gemeinsame Bezirksdiakoniestelle

(zu § 21 Abs. 4 DiakG)

(1) Die Bestimmung über die Bildung einer gemein-
samen Bezirksdiakoniestelle (§ 21 Abs. 4 DiakG) findet
in den Bereichen, in denen ein Diakonieverband be-
steht, keine Anwendung. Für diese Bereiche gelten die
§§ 26 ff. DiakG und §§ 17 ff.

(2) Entscheiden sich benachbarte Kirchenbezirke
innerhalb eines Landkreises für die Bildung einer
gemeinsamen Bezirksdiakoniestelle, regeln sie in der
Vereinbarung gem. § 21 Abs. 4 DiakG, welcher der be-

teiligten Kirchenbezirke der Rechtsträger der Stelle ist.
Der Rechtsträger ist zugleich der Anstellungsträger für
die Mitarbeitenden der gemeinsamen Bezirksdiakonie-
stelle. Die Kirchenbezirke vereinbaren ferner die Be-
teiligung an den Kosten.

(3) Der Rechtsträger der gemeinsamen Bezirks-
diakoniestelle entscheidet über

a) die Bestellung der Leiterin bzw. des Leiters und,
sofern die Beteiligten dies vereinbaren, über die
Bestellung der Mitarbeitenden,

b) die Festlegung der Richtlinien (§ 11 Abs. 3),

c) die Übernahme neuer Aufgaben (§ 4 Abs. 1
Buchst. c),

d) die Satzung der gemeinsamen Bezirksdiakonie-
stelle,

e) die Aufstellung des Wirtschaftsplans/Sonder-
haushalts für die gemeinsame Bezirksdiakonie-
stelle im Einvernehmen mit den beteiligten Kirchen-
bezirken. § 5 bleibt unberührt.

(4) Die Vereinbarung gemäß § 21 Abs. 4 DiakG regelt
auch die Beteiligung von Vertreterinnen und Vertretern
der beteiligten Kirchenbezirke an den Entscheidungen
des Rechtsträgers der gemeinsamen Bezirksdiakonie-
stelle.

(5) Die Kirchenbezirke können gemeinsame Sitzungen
ihrer Bezirksdiakonieausschüsse vereinbaren.

§ 15
Wirtschaftsplan, Haushaltsplan,

Kassen- und Rechnungswesen (zu § 24 DiakG)

(1) Die Rechnung über das Sondervermögen der
Bezirksdiakoniestelle bzw. des Gemeindedienstes soll
nach den Grundsätzen der kaufmännischen Buch-
führung geführt werden (§ 24 Abs. 2 DiakG). Der Evan-
gelische Oberkirchenrat kann Richtlinien erlassen,
insbesondere einen einheitlichen Kontenrahmen vor-
schreiben.

(2) Für die Aufstellung des Wirtschaftsplans/Haushalts-
plans, für die Rechnungsführung und für die Rechnungs-
prüfung gelten im Übrigen die einschlägigen kirchen-
rechtlichen Bestimmungen (KVHG, DVO zum KVHG,
VerwO, Haushaltsrichtlinien, Kirchliches Gesetz über
das Rechnungsprüfungsamt der Evang. Landeskirche
in Baden).

III. Diakonie im Stadtkreis (§ 25 DiakG)

§ 16
Gemeindedienst im Stadtkreis

(1) Im Falle des § 25 S. 1 DiakG (Übertragung der
Aufgaben des Gemeindedienstes auf die Bezirks-
diakoniestelle) und im Falle des § 25 S. 3 DiakG
(Übertragung der Aufgaben der Bezirksdiakoniestelle
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auf den Gemeindedienst) regeln die Beteiligten in der
Vereinbarung insbesondere die Übertragung des Sonder-
vermögens, Art und Umfang der Kostenbeteiligung der
übergehenden Körperschaft sowie den Übergang der
Dienstverhältnisse der Mitarbeiter gem. § 613 a BGB.
Für den Übergang der Dienstverhältnisse gilt § 2 Abs. 3
Buchst. c entsprechend.

Die §§ 1 und 2 finden sinngemäß Anwendung.

(2) Die Beteiligten treffen Bestimmungen über die
angemessene Vertretung der übergebenden Kirchen-
gemeinde und der weiteren Kirchengemeinden des
Kirchenbezirks im Bezirksdiakonieausschuss. Das
Gleiche gilt für die Vertretung des Kirchenbezirks und
der Kirchengemeinde im Falle des § 25 S. 3 DiakG.

IV. Diakonieverband (§§ 26–35 DiakG)

§ 17
Verbandssatzung, Verbandsaufgaben

(zu § 26 DiakG)

(1) Die beim Inkrafttreten des Diakoniegesetzes be-
stehenden Diakonieverbände bleiben Verbände im Sinne
des Diakoniegesetzes (§ 43 Abs. 1 DiakG). Die beteiligten
Kirchenbezirke sollen sich zu einem Diakonieverband
zusammenschließen, der durch eine Rechtsverordnung
des Evangelischen Oberkirchenrats gemäß Artikel 107 GO
gebildet wird.

(2) Hinsichtlich der Aufgaben des Diakonieverbandes
ist der Grundsatz der innerkirchlichen Subsidiarität (§ 1
Abs. 5 DiakG) zu beachten.

(3) Der Diakonieverband und die beteiligten Kirchen-
bezirke nehmen, insbesondere auch bei der Aufgaben-
abgrenzung nach Absatz 2, die dienstrechtliche Be-
ratung durch den Evangelischen Oberkirchenrat und
die Fachberatung durch das Diakonische Werk der
Landeskirche in Anspruch.

(4) Der Verband führt ein Siegel im Rahmen der Siegel-
ordnung.

§ 18
Verbandsversammlung (zu §§ 30, 31 DiakG)

(1) Die Verbandsversammlung hat die Aufgabe, im
Rahmen der gesetzlichen und der übertragenen Auf-
gaben des Verbands (§ 26 Abs. 3 DiakG) die Belange
der Diakonie im Kreis zu fördern und Anregungen für
die diakonische Arbeit der Kirchenbezirke und Kirchen-
gemeinden im Verbandsbereich zu geben. Ihre Aufgaben
richten sich im Übrigen nach § 31 DiakG.

(2) Die Verbandsversammlung gibt sich eine Geschäfts-
ordnung nach Maßgabe der Mustergeschäftsordnung für
die Bezirkssynoden. Änderungen der Rechtsverordnung
nach § 26 Abs. 1 DiakG bedürfen eines einstimmigen Be-
schlusses der Verbandsmitglieder und einer Änderungs-
verordnung des Evangelischen Oberkirchenrats.

(3) Der Diakonieverband hat das Recht, von seinen
Mitgliedern eine Umlage zu erheben, soweit er seinen
Aufwand nicht durch Zuschüsse und sonstige Ein-
nahmen decken kann. Bei der Bemessung der Um-
lage ist die finanzielle Leistungsfähigkeit der Kirchen-
bezirke und ihrer Kirchengemeinden zu berücksichtigen.

(4) Der Entwurf des Wirtschaftsplans/Haushalts-
plans soll vor Beschlussfassung durch die Verbands-
versammlung mit den zuständigen Bezirkskirchenräten
der beteiligten Kirchenbezirke beraten werden; über die
Höhe der Umlage ist Einvernehmen zu erzielen.

§ 19
Verbandsvorstand (zu §§ 32, 33 DiakG)

(1) Für die Aufgaben des Verbandsvorstands gilt § 9
Abs. 2 entsprechend. Im Übrigen richten sich seine
Aufgaben nach § 33 DiakG.

(2) Der Vorstand erstattet der Verbandsversammlung
einen Tätigkeitsbericht, der dem Evangelischen Ober-
kirchenrat über das Diakonische Werk der Landeskirche
vorgelegt wird.

§ 20
Sitzungen des Verbandsvorstandes

Der Verbandsvorstand tritt nach Bedarf auf Einladung
seiner Person im Vorsitzendenamt zusammen. Er ist
einzuladen, wenn es eine bzw. einer der im Verbands-
bereich zuständigen Dekaninnen und Dekane, die bzw.
der dem Verbandsvorstand angehörende Bezirks-
diakoniepfarrerin bzw. Bezirksdiakoniepfarrer oder die
Geschäftsführerin bzw. der Geschäftsführer des Verbands
beantragen.

§ 21
Rechtsgeschäftliche Erklärungen

Rechtsgeschäftliche Erklärungen des Verbands sowie
die Erteilung von Vollmachten bedürfen der Unterschrift
durch die Person im Vorsitzendenamt des Verbands-
vorstands oder der Person im Stellvertretendenamt
(§ 33 Abs. 1 S. 2 DiakG), jeweils zusammen mit einem
weiteren Mitglied des Verbandsvorstands, unter Bei-
fügung des Verbandssiegels.

§ 22
Geschäftsführung des Verbands

(zu §§ 34, 35 Abs. 2 DiakG)

(1) Der Diakonieverband bedient sich zur Durch-
führung seiner Aufgaben einer Bezirksdiakoniestelle.
Die Leiterin bzw. der Leiter dieser Bezirksdiakoniestelle
ist zugleich die Geschäftsführerin bzw. der Geschäfts-
führer des Verbands (§ 34 Abs. 1 und 2 DiakG).

(2) Verzichten die Verbandsmitglieder auf die Errichtung
von Bezirksdiakoniestellen gemäß § 14 Abs. 1 a DiakG,
bestellt der Diakonieverband die Geschäftsführerin bzw.
den Geschäftsführer des Diakonieverbandes.
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(3) Die Bestellung der Leiterin bzw. des Leiters bzw.
der Geschäftsführerin bzw. des Geschäftsführers (§ 21
Abs. 1 DiakG) sowie die Festlegung der Richtlinien für
die Arbeit der geschäftsführenden Bezirksdiakoniestelle,
einschließlich der Stellen- und Aufgabenbeschreibung
für die Leiterin bzw. den Leiter, und der Erlass von
Dienstanweisungen und Stellenbeschreibungen für die
Mitarbeitenden (§ 22 Abs. 1 DiakG, § 11 Abs. 3) erfolgt
im Einvernehmen mit dem Verband.

§ 23
Geschäftsführerin bzw. Geschäftsführer
des Verbands (zu § 35 Abs. 1 DiakG)

(1) Für die Geschäftsführerin bzw. den Geschäftsführer
des Verbands gilt § 11 entsprechend. Dabei tritt an die
Stelle der Bezirkssynode die Verbandsversammlung, an
die Stelle des Bezirkskirchenrats der Verbandsvorstand.

(2) Die Geschäftsführerin bzw. der Geschäftsführer
des Verbands hat darüber hinaus folgende Aufgaben
und Befugnisse:

a) Sie bzw. er vertritt die gemeinsamen diakonischen
Belange der beteiligten Kirchenbezirke und Kirchen-
gemeinden gegenüber dem Kreis und in der
regionalen Liga der Freien Wohlfahrtspflege im
Rahmen der Richtlinien (§ 35 Abs. 1 und § 21
Abs. 2 DiakG).

b) Sie bzw. er ist den Mitarbeitenden der Bezirks-
diakoniestellen im Verbandsbereich gegenüber
weisungsbefugt, sofern und soweit diese nach
ihren Stellenbeschreibungen Verbandsaufgaben
erfüllen. Sie bzw. er hat sich dabei mit der Leiterin
bzw. dem Leiter der betreffenden Bezirksdiakonie-
stelle abzustimmen.

c) Sie bzw. er ist in Wahrnehmung der Koordinations-
aufgabe des Verbands berechtigt und gehalten, im
notwendigen Umfang Dienstbesprechungen mit den
Leiterinnen und Leitern der Bezirksdiakoniestellen
und Gemeindedienste im Verbandsbereich abzu-
halten.

V. Aufsicht und Wahrnehmung
von Leitungsverantwortung

§ 24
Allgemeine Aufsicht und Leitungsverantwortung

der Landeskirche
und Fachaufsicht des Diakonischen Werks

der Landeskirche

(1) Die Landeskirche führt aufgrund ihrer geistlichen
und rechtlichen Leitungsverantwortung nach der Grund-
ordnung die allgemeine kirchliche Aufsicht über die
Kirchengemeinden und Kirchenbezirke und ihre Mit-
arbeitenden. Ihr obliegt die oberste Dienstaufsicht sowie
die Rechtsaufsicht.

(2) In Ausübung seiner Leitungsverantwortung nimmt
der Evangelische Oberkirchenrat, im Benehmen mit
den Kirchenbezirken/Kirchengemeinden, insbesondere
die Dienst- und Rechtsaufsicht über das Personal-
wesen (Personalentwicklungsplanung, Personaleinsatz
und Personalpflege) wahr. Sie umfasst die gesamte
Personalverantwortung des Leitungsorgans Oberkirchen-
rat für alle Mitarbeitenden des kirchlichen Bereichs.
Darüber hinaus obliegt der Landeskirche die Gesamt-
verantwortung für die inhaltliche Gestaltung der Diakonie
(§ 36 DiakG). Der Evangelische Oberkirchenrat kann
Schwerpunkte für die diakonische Arbeit festlegen.

(3) Dem Diakonischen Werk der Landeskirche ist gem.
§ 38 DiakG in Verbindung mit der Vereinbarung zwischen
der Evangelischen Landeskirche in Baden und dem
Diakonischen Werk der Landeskirche vom 25. Januar /
18. März 1983 (GVBl. S. 107) in der jeweils geltenden
Fassung die Fachaufsicht über die diakonische Arbeit
in den Kirchengemeinden, Kirchenbezirken und ihren
Verbänden sowie über ihre Mitarbeitenden, insbesondere
über Bezirksdiakoniestellen und Gemeindedienste, über
Kindertagesstätten und über Beratungs- und pflegerische
Dienste übertragen (§ 3 Nr. 1 der Vereinbarung), ebenso
die Fachberatung der Kirchengemeinden, Kirchenbezirke
und Diakonieverbände sowie der Landeskirche (§ 3 Nr. 2
der Vereinbarung).

(4) Das Diakonische Werk der Landeskirche übt un-
beschadet der §§ 25 und 26 die Fachaufsicht gemäß
der Vereinbarung nach Absatz 3 aus aufgrund seiner
besonderen Aufgabenstellung und Fachkompetenz
(Artikel 56 Abs. 4 GO, §§ 37 und 38 DiakG).

§ 25
Dienst-, Rechts- und Fachaufsicht

(1) Dienstaufsicht ist ihrer Natur nach vor allem
personenbezogen. Wer die Dienstaufsicht ausübt, hat
die Aufgabe, auf die Einhaltung der den Mitarbeitenden
obliegenden Dienstpflichten, z. B. Handlungs-, Ent-
scheidungs-, Berichts- und Informationspflichten und
der ihnen zustehenden Rechte zu achten. Sie bzw. er
entscheidet insbesondere über persönliche Angelegen-
heiten der Mitarbeitenden im Rahmen deren Dienst-
auftrags (z. B. Urlaub, Dienstreisen, besondere An-
liegen und Schwierigkeiten). Ferner überwacht sie bzw.
er die Durchführung von Richtlinien, Anordnungen und
Empfehlungen, die den Mitarbeitenden und der Dienst-
stelle vorgegeben sind. Dienstaufsicht geschieht durch
Beratung, Anleitung, dienstliche Weisungen und Maß-
nahmen. Die bzw. der mit der Dienstaufsicht Beauftragte
verlangt im Rahmen ihres bzw. seines Informations-
rechtes bei Beanstandungen Stellungnahmen und kann
im erforderlichen Umfang Einsicht in Unterlagen der
Dienststelle nehmen.

(2) Rechtsaufsicht ist die Überprüfung der Recht-
mäßigkeit des Vorgehens der Dienststelle und ihrer
Mitarbeitenden. Wer Rechtsaufsicht ausübt, hat die
Aufgabe, die Einhaltung kirchlicher und staatlicher
Gesetze, Erlasse und Richtlinien zu überwachen. Rechts-
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aufsicht durch die örtlichen Organe wird in der Regel zu-
gleich wahrgenommen in der Ausübung von Dienst- und
Fachaufsicht nach § 26.

(3) Wer Fachaufsicht ausübt, hat die Aufgabe, die
fachbezogene diakonische Tätigkeit der Mitarbeitenden
und der Dienststelle zu begleiten sowie die Zweck-
mäßigkeit und Fachlichkeit der Arbeit einschließlich
der fachlichen Eignung der Mitarbeitenden und die Ein-
haltung kirchlicher und staatlicher Rechtsvorschriften
und Richtlinien zu überwachen. Fachaufsicht geschieht
durch Beratung, Anleitung, fachliche Weisungen und
Richtlinien. Die bzw. der mit der Fachaufsicht Beauftragte
hat das Recht, sich an Ort und Stelle zu informieren,
Stellungnahmen zu erbitten und im notwendigen Um-
fang Einsicht in Unterlagen zu nehmen.

(4) Die Bindung an den Auftrag der Kirche und die
gemeinsame Verantwortung aller kirchlichen Mit-
arbeitenden für dessen Verwirklichung verleiht kirch-
licher Aufsicht ihren besonderen Inhalt.

(5) Wer nach dem Gesetz oder dieser Verordnung
die unmittelbare Aufsicht ausübt, hat das Recht und
die Pflicht des erstverantwortlichen Handelns. Davon
unabhängig besteht die eigene Aufsichtsfunktion des
Rechtsträgers/Anstellungsträgers weiter (mittelbare
Aufsicht).

§ 26
Ausübung der Aufsicht

(1) Die unmittelbare Dienst- und Fachaufsicht über
die Leiterin bzw. den Leiter des Gemeindedienstes
und die Fachaufsicht über den Gemeindedienst als
solchen hat der Kirchengemeinderat; er kann seine
Aufsichts- und Weisungsbefugnisse auch an die
Person im Vorsitzendenamt des Kirchengemeinderats
oder an die Person im Vorsitzendenamt des Diakonie-
ausschusses delegieren. Die unmittelbare Dienst- und
Fachaufsicht über die Mitarbeitenden des Gemeinde-
dienstes hat die Leiterin bzw. der Leiter (§ 13 Abs. 2
und § 21 Abs. 2 DiakG).

(2) Die unmittelbare Dienst- und Fachaufsicht über
die Leiterin bzw. den Leiter der Bezirksdiakoniestelle
und die Fachaufsicht über die Bezirksdiakoniestelle
als solche hat die Dekanin bzw. der Dekan (§ 5 Abs. 3
Mitarbeiterdienstgesetz); sie bzw. er kann ihre bzw.
seine Aufsichts- und Weisungsbefugnisse auch an die
Person im Stellvertretendenamt delegieren (§ 10 Abs. 1
Dekanatsleitungsgesetz). Die unmittelbare Dienst- und
Fachaufsicht über die Mitarbeitenden der Bezirks-
diakoniestelle hat die Leiterin bzw. der Leiter (§ 21
Abs. 2 DiakG).

(3) In den Fällen des § 21 Abs. 4 DiakG führt die
Dekanin bzw. der Dekan des Rechtsträgers der
gemeinsamen Bezirksdiakoniestelle (§ 14 Abs. 1) die
unmittelbare Dienst- und Fachaufsicht über die Leiterin
bzw. den Leiter und die Fachaufsicht über die Stelle; sie
bzw. er kann ihre bzw. seine Aufsichts- und Weisungs-
befugnisse auch an die Person im Stellvertretendenamt
oder an die Bezirksdiakoniepfarrerin bzw. den Bezirks-
diakoniepfarrer des Kirchenbezirks delegieren.

(4) Die unmittelbare Dienstaufsicht über die Geschäfts-
führerin bzw. den Geschäftsführer des Diakonieverbands
führt die bzw. der für die geschäftsführende Bezirks-
diakoniestelle zuständige Dekanin bzw. Dekan (§ 34 DiakG);
sie bzw. er kann die Aufsichts- und Weisungsbefugnisse
auch an die Person im Stellvertretendenamt oder an die
Bezirksdiakoniepfarrerin bzw. den Bezirksdiakoniepfarrer
des Kirchenbezirks delegieren. Die unmittelbare Fach-
aufsicht über die Geschäftsführerin bzw. den Geschäfts-
führer im Rahmen der Geschäftsführungsaufgaben für
den Diakonieverband und über die Bezirksdiakoniestelle,
soweit ihr die Durchführung von Verbandsaufgaben ob-
liegt, führt der Verbandsvorstand (§ 33 Abs. 2 Nr. 3 DiakG).
Der Verbandsvorstand hat gegenüber der Geschäfts-
führerin bzw. dem Geschäftsführer ein Weisungsrecht
im Rahmen der Aufgaben des Diakonieverbands (§ 34
Abs. 4 DiakG). Der Verbandsvorstand soll die Wahr-
nehmung seiner Aufsichts- und Weisungsbefugnisse
an die bzw. den für die geschäftsführende Bezirks-
diakoniestelle zuständige Dekanin bzw. zuständigen
Dekan (§ 33 Abs. 2 Nr. 3 DiakG) delegieren (Zusammen-
führung der Aufsicht in einer Hand).

(5) Die unmittelbare Dienst- und Fachaufsicht über
die Mitarbeitenden der geschäftsführenden Bezirks-
diakoniestelle hat die Leiterin bzw. der Leiter bzw. die
Geschäftsführerin bzw. der Geschäftsführer (§ 35 Abs. 1
und § 21 Abs. 2 DiakG).

Die Leiterin bzw. der Leiter bzw. die Geschäftsführerin
bzw. der Geschäftsführer übt die Fachaufsicht auch
über Mitarbeitende anderer Bezirksdiakoniestellen/
Gemeindedienste im Verbandsbereich aus im Umfang
der diesen übertragenen Verbandsaufgaben.

VI. Inkrafttreten, Außerkrafttreten

§ 27
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 2010 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Verordnung vom 6. Dezember 1983
(GVBl. S. 181), zuletzt geändert am 11. September 2001
(GVBl. S. 224), außer Kraft.

Anlage 1 zu § 10 Abs. 1 DiakG-DVO:

Muster
für den vom Bezirkskirchenrat zu beschließenden

Dienstauftrag der Bezirksdiakoniepfarrerin
bzw. des Bezirksdiakoniepfarrers
(§ 20 DiakG, § 10 DiakG-DVO)

1.0 Auftrag

Die Kirche hat den Auftrag, der Welt Zeugnis von
Jesus Christus zu geben. Teil dieses Auftrags ist
der Dienst tätiger Liebe am Nächsten. Glaube
und Diakonie bilden eine untrennbare Einheit.
Die diakonische Ausstrahlung des Glaubens ist
zugleich seine missionarische Kraft.
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Diakonie will deshalb nicht nur äußere Notstände
lindern, sie behält auch die eigentliche Not des
Menschen vor Augen: seine Entfremdung von Gott.

Zum besonderen Auftrag der Bezirksdiakonie-
pfarrerin bzw. des Bezirksdiakoniepfarrers gehört
es, diese Dimension diakonischen Handelns in
der Diakonie des Kirchenbezirks und der Kirchen-
gemeinde zu vertiefen, bei den Mitarbeitenden
bewusst zu machen und in ihrer praktischen
diakonischen Arbeit wirksam werden zu lassen.

2.0 Aufgaben

2.1 Der Dienst der Bezirksdiakoniepfarrerin bzw. des
Bezirksdiakoniepfarrers geschieht im Auftrag des
Kirchenbezirks. Die Bezirksdiakoniepfarrerin bzw.
der Bezirksdiakoniepfarrer berichtet in den Leitungs-
gremien des Kirchenbezirks regelmäßig über ihre
bzw. seine Tätigkeit und die Anliegen der Diakonie.
Ziel seines Dienstes ist es, einen Beitrag zur
»Diakonischen Gemeinde« zu leisten.

2.2 Im Rahmen ihrer bzw. seiner Möglichkeiten nimmt
die Bezirksdiakoniepfarrerin bzw. der Bezirksdiakonie-
pfarrer im Einzelnen die folgenden Aufgaben wahr:

3.0 Gemeindediakonie

3.1 In den Bereichen der Gemeindediakonie (Diakonie
in den Kirchengemeinden und im Kirchenbezirk)
wirkt die Bezirksdiakoniepfarrerin bzw. der Bezirks-
diakoniepfarrer mit bei der Initiierung und Begleitung
gemeindlicher Diakonieausschüsse und bei der
diakonischen Gemeindeberatung.

3.2 Gemeinsam mit den Mitarbeitenden der Bezirks-
diakoniestelle bzw. der Gemeindedienste berät sie
bzw. er die Gremien der Kirchengemeinden und
des Kirchenbezirks in Fragen der Diakonie.

3.3 Für die im Bereich des Kirchenbezirks tätigen Ein-
richtungen (Sozialstationen, Beratungsstellen u. a.)
ist die Bezirksdiakoniepfarrerin bzw. der Bezirks-
diakoniepfarrer seelsorgliche Beratung und Be-
gleitung.

3.4 Die Bezirksdiakoniepfarrerin bzw. der Bezirks-
diakoniepfarrer begleitet die Mitarbeitenden der
Bezirksdiakoniestelle und der Gemeindedienste
theologisch und seelsorglich (§ 20 Abs. 2 DiakG).
Sie bzw. er nimmt deshalb in regelmäßigen Ab-
ständen an den Dienstbesprechungen teil.

3.5 Mit den in den verschiedenen diakonischen Bereichen
des Kirchenbezirks tätigen Fachberaterinnen und
Fachberatern arbeitet die Bezirksdiakoniepfarrerin
bzw. der Bezirksdiakoniepfarrer zusammen.

3.6 Bei der gottesdienstlichen Einführung einer neuen
Mitarbeiterin bzw. eines neuen Mitarbeiters oder der
Leiterin bzw. des Leiters der Bezirksdiakoniestelle /
der Gemeindedienste bzw. einer Fachberaterin
bzw. eines Fachberaters wirkt die Bezirksdiakonie-
pfarrerin bzw. der Bezirksdiakoniepfarrer mit.

3.7 Die Bezirksdiakoniepfarrerin bzw. der Bezirks-
diakoniepfarrer bemüht sich um die ehrenamtliche
diakonische Mitarbeit im Kirchenbezirk. Sie bzw. er
fördert und begleitet die ehrenamtlichen Mit-
arbeitenden und Gruppen (z. B. Besuchsdienste,
Alleinerziehende, Suchtkranke, Krebskranke, psychisch
Kranke, Mitarbeitende bei Sammlungen) in Ab-
sprache mit den Mitarbeitenden der Bezirksdiakonie-
stelle/Gemeindedienste und den Gemeindepfarrerinnen
und Gemeindepfarrern.

3.8 Die Bezirksdiakoniepfarrerin bzw. der Bezirks-
diakoniepfarrer fördert die Zusammenarbeit aller Be-
teiligten im diakonischen Bereich (§ 20 Abs. 2 DiakG).

3.9 Die Bezirksdiakoniepfarrerin bzw. der Bezirks-
diakoniepfarrer nimmt an den Sitzungen des
Bezirkskirchenrats beratend teil, wenn Fragen der
Diakonie behandelt werden (§ 20 Abs. 3 DiakG). Im
Bezirksdiakonieausschuss ist er stimmberechtigtes
Mitglied (§ 16 Abs. 1 DiakG), ebenso im Geschäfts-
führenden Vorstand (§ 1 Abs. 3 und § 9 DiakG-DVO).

3.10 Die Bezirksdiakoniepfarrerin bzw. der Bezirks-
diakoniepfarrer nimmt die unmittelbare Dienst- und
Fachaufsicht über die Leiterin bzw. den Leiter der
Bezirksdiakoniestelle und die Fachaufsicht über die
Bezirksdiakoniestelle als solche wahr, sofern und
soweit ihr bzw. ihm die Aufsichts- und Weisungs-
befugnisse von der Dekanin bzw. dem Dekan
delegiert worden sind (§ 26 DiakG-DVO).

4.0 Zusammenarbeit mit den selbstständigen Trägern
und Einrichtungen der Diakonie.

4.1 Die Bezirksdiakoniepfarrerin bzw. der Bezirks-
diakoniepfarrer hält Verbindung zu den selbst-
ständigen Werken und Einrichtungen der Diakonie
und den anderen diakonischen Aktivitäten im Kirchen-
bezirk (§ 20 Abs. 2 DiakG).

4.2 In Zusammenarbeit mit den Leitungsorganen dieser
Einrichtungen ist sie bzw. er besorgt, dass der
diakonische Auftrag verwirklicht und die besondere
Aufgabenstellung der Einrichtungen innerhalb des
Kirchenbezirks den Gemeinden nahe gebracht wird.

5.0 Bezirksdiakoniepfarrerin bzw. Bezirksdiakoniepfarrer
und Diakonisches Werk der Landeskirche.

5.1 Die Bezirksdiakoniepfarrerin bzw. der Bezirks-
diakoniepfarrer wird für ihre bzw. seine besonderen
Aufgaben durch die Landesgeschäftsstelle des
Diakonischen Werks der Landeskirche, vor allem
durch Information, Beratung und Weiterbildung,
zugerüstet und gefördert. Sie bzw. er nimmt
insbesondere an den Konferenzen der Bezirks-
diakoniepfarrerinen und Bezirksdiakoniepfarrer teil.

5.2 Die Bezirksdiakoniepfarrerin bzw. der Bezirks-
diakoniepfarrer vertritt den Kirchenbezirk in der
Diakonischen Konferenz des Diakonischen Werks
der Landeskirche (§ 20 Abs. 2 DiakG).

6.0 Freistellung für den besonderen Dienstauftrag.

Die Freistellung richtet sich nach § 10 Abs. 3 DiakG-DVO.
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Anlage 2 zu § 11 Abs. 3 DiakG-DVO:

Entwurf
einer Stellen- und Aufgabenbeschreibung

für die Leiterin bzw. den Leiter
der Bezirksdiakoniestelle

Diese Stellen- und Aufgabenbeschreibung enthält die
Aufgaben, Kompetenzen und Verantwortungen, die
Ihnen als Leiterin bzw. Leiter des Diakonischen Werks
des Kirchenbezirks ... übertragen sind.

Die Aufgaben sind generell umschrieben, Einzelheiten
können in einer Dienstanweisung geregelt werden.

1.0 Auftrag

Die Kirche hat den Auftrag, der Welt Zeugnis von
Jesus Christus zu geben. Teil dieses Auftrags ist
der Dienst tätiger Liebe am Nächsten. Christliche
Diakonie dient Menschen in ihrer leiblichen und
seelischen Not und will ihnen in sozial schwierigen
Situationen beistehen. Sie richtet sich nach dem
Vorbild Jesu an alle Bedürftigen, Christen und Nicht-
christen, Nahe und Ferne, Einzelne und Gruppen.

Diakonie will nicht nur äußere Notstände lindern,
sie behält auch die eigentliche Not des Menschen
vor Augen: seine Entfremdung von Gott. Darum
muss sich diakonisches Handeln in Wort und Tat
vollziehen.

Diese Eigenart der Diakonie muss in der diakonischen
Praxis, in der Motivation und Zielvorstellung der Mit-
arbeitenden und der Ausrichtung ihres Dienstes
Ausdruck finden.

2.0 Ziel der Stelle

Die Leiterin bzw. der Leiter der Bezirksdiakoniestelle
weiß sich verpflichtet, seine Aufgaben im Sinne
der Grundbestimmung des Diakoniegesetzes zu
erfüllen.

Sie bzw. er hat die Dienststelle so zu leiten, dass
die gemeinsame Verantwortung aller Mitarbeitenden
für die Erfüllung des kirchlichen Auftrags sichtbar
wird und Dienstgemeinschaft zum Tragen kommt.
In Wahrnehmung ihrer bzw. seiner Funktion soll
die Leiterin bzw. der Leiter den Gemeindebezug
fördern, beim Aufbau der Gemeindediakonie mit-
wirken und deren Aktivitäten unterstützen.

Bei ihrer bzw. seiner Leitungsaufgabe berück-
sichtigt die Leiterin bzw. der Leiter die kirchlichen
Bedingungen und Entwicklungen des Arbeitsfeldes
ebenso wie die gesellschaftliche Situation.

Dabei arbeitet die Leiterin bzw. der Leiter mit den
Leitungsgremien des Kirchenbezirks sowie mit
dem Evangelischen Oberkirchenrat und mit dem
Diakonischen Werk der Landeskirche eng zu-
sammen und informiert sie über alle für die
diakonische Arbeit wichtigen Vorgänge.

3.0 Stellenbezeichnung

Sie sind Leiterin bzw. Leiter des Diakonischen
Werkes des Kirchenbezirks ... (Bezirksdiakonie-
stelle) und damit verantwortlich für die von der
Dienststelle wahrgenommenen Aufgaben. Sie führen
die laufenden Geschäfte der Dienststelle.

4.0 Dienststellung

4.1 Übergeordnete Stelle

Ihre unmittelbare vorgesetzte Stelle ist die Dekanin
bzw. der Dekan. Die Dekanin bzw. der Dekan kann
die Wahrnehmung der unmittelbaren Dienst- und
Fachaufsicht delegieren (§ 26 DiakG-DVO).

4.2 Nachgeordnete Mitarbeitende

Ihnen unterstehen alle Mitarbeitenden der Bezirks-
diakoniestelle.

Sie nehmen die unmittelbare Dienst- und Fach-
aufsicht wahr (§ 26 DiakG-DVO).

4.3 Stellvertretung

Ihre Stellvertretung ist ... Die Stellvertreterin bzw.
der Stellvertreter ist im Vertretungsfalle befugt,
Weisungen zu erteilen und Anordnungen zu treffen.
Aufgaben von besonderer Tragweite, z. B. Personal-
entscheidungen oder Strukturänderungen, soll die
Stellvertreterin bzw. der Stellvertreter nur dann auf-
greifen, wenn deren Bearbeitung keinen Aufschub
erlaubt.

5.0 Aufgaben, Kompetenzen und Verantwortungen

5.1 Aufgaben der Dienststelle

Der Aufgabenbereich der Bezirksdiakoniestelle, den
Sie verantworten, umfasst gegenwärtig:

1. Beratung und Entwicklung von diakonischen
Einrichtungen und Aktivitäten im Bereich des
Kirchenbezirks;

2. Fachberatung der Kirchengemeinden in
diakonischen und sozialen Fragen;

3. Förderung und Begleitung diakonischer
Aktivitäten von ehrenamtlichen Mitarbeitenden;

4. Beratung von Hilfesuchenden in sozial und
persönlich bedingten Not- und Problem-
situationen;

5. sozialrechtliche Beratung und Hilfe bei der
Verwirklichung von Ansprüchen;

6. persönliche und materielle Hilfe für Einzel-
personen, Familien und Gruppen in Fällen, in
denen eine Pfarrgemeinde oder Kirchen-
gemeinde nicht helfen kann;

7. Förderung von Aktivitäten von ökumenischer
und gesamtkirchlicher Diakonie, Öffentlichkeits-
arbeit;
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8. Förderung der Zusammenarbeit der Bezirks-
diakoniestelle mit kirchlichen und kommunalen
Stellen, mit den anderen Trägern der Freien
Wohlfahrtspflege und mit den selbstständigen
Trägern diakonischer Einrichtungen im Kirchen-
bezirk (§ 11 Abs. 1 DiakG-DVO);

9. Verbindung mit der Bezirksdiakoniestelle, die mit
der Geschäftsführung des Diakonieverbands be-
auftragt ist (§ 11 Abs. 6 DiakG-DVO).

Neben diesen allgemeinen Aufgaben werden zur
Zeit folgende Schwerpunktaufgaben von der Bezirks-
diakoniestelle vorgenommen:

10. ...

11. ...

12. ...

Die Übernahme neuer Arbeitsfelder bzw. Schwerpunkt-
aufgaben oder deren Einteilung bedarf der Zu-
stimmung des Bezirkskirchenrats im Benehmen
mit dem Bezirksdiakonieausschuss (§ 4 Abs. 1
Buchst. c DiakG-DVO).

5.2 Aufgaben innerhalb der Dienststelle

In Ihrer Verantwortung liegen im Einzelnen:

1. Die Wahrnehmung der unmittelbaren Dienst-
und Fachaufsicht über alle Mitarbeitenden der
Bezirksdiakoniestelle (§§ 25 und 26 DiakG-DVO),
einschließlich deren Beratung in dienstlichen
Angelegenheiten;

2. die Mitarbeitenden so anzuleiten, dass deren
Initiative und Mitdenken für den Dienst an-
geregt wird;

3. die Mitwirkung bei der Bedarfserhebung,
Planung, Koordination und Weiterentwicklung
der Arbeitsgebiete der Bezirksdiakoniestelle
sowie bei der Festlegung von Prioritäten und
bei der Personal-, Raum-, Organisations- und
Wirtschaftsplanung;

4. die Mitwirkung bei Personalangelegenheiten
(Zeugnisentwürfe, Beurteilungen, Ein- und Höher-
gruppierungen, Einstellungen, Veränderungen
und Beendigungen von Dienstverhältnissen);

5. die Aufteilung der Arbeitsgebiete für die einzelnen
Mitarbeitenden der Bezirksdiakoniestelle nach
Absprache mit den Mitarbeitenden und im
Rahmen der Richtlinien des Bezirkskirchenrats
(§ 11 Abs. 3 DiakG-DVO);

6. die Wahrnehmung bestimmter Arbeitsfelder
(z. B. Bezirk) nach Absprache mit den Mit-
arbeitenden und im Rahmen der Richtlinien
des Bezirkskirchenrats;

7. die Durchführung von regelmäßigen Dienst-
besprechungen, an denen auch die Diakonie-
pfarrerin bzw. der Diakoniepfarrer teilnehmen
kann;

8. die Koordinierung der Dienstpläne, des Urlaubs
und der Urlaubsvertretung der Mitarbeitenden;

9. die Genehmigung von Dienstfahrten der Mit-
arbeitenden;

10. Anregungen für die Teilnahme der Mitarbeitenden
an Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen;

11. die Sorge für die Einhaltung von Datenschutz-
vorschriften;

12. die Unterzeichnung des Schriftverkehrs der
Bezirksdiakoniestelle mit kirchlichen, öffent-
lichen und sonstigen Dienststellen. Hiervon
abweichende Regelungen der Zeichnungs-
berechtigung werden in der Dienstanweisung
für die einzelnen Mitarbeitenden geregelt.

13. Die Bezirkssynode hat Ihnen folgende Ent-
scheidungsbefugnisse zur selbstständigen
Wahrnehmung übertragen (§ 11 Abs. 4 DiakG-
DVO):

...

. . .

. . .

5.3 Verfügung über das Sondervermögen

1. Sie bewirtschaften die Mittel des Sonder-
vermögens der Bezirksdiakoniestelle. Sie ent-
scheiden in diesem Zusammenhang darüber,
welche Ausgaben im Rahmen der Ansätze des
Wirtschaftsplans/Sonderhaushaltsplans unter
Berücksichtigung des Grundsatzes der Zweck-
mäßigkeit, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit
notwendig sind.

Zugleich sind Sie dafür verantwortlich, dass
die für die Arbeit der Bezirksdiakoniestelle zur
Verfügung stehenden kirchlichen, staatlichen,
kommunalen und sonstigen Mittel in Anspruch
genommen und rechtzeitig beantragt werden
(§ 11 Abs. 5 DiakG-DVO).

2. Sie sind befugt, Kassenanordnungen zu er-
teilen bis zur Höhe von ... EUR im Einzelfall
(§ 11 Abs. 5 DiakG-DVO).

3. Für die Geschäfte der laufenden Verwaltung ver-
treten Sie den Kirchenbezirk rechtsgeschäftlich
(z. B. Abschluss von Verträgen) im Rahmen der
Ihnen erteilten Vollmacht (§ 11 Abs. 5 DiakG-
DVO).
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5.4 Aufgaben im kirchlich-diakonischen Bereich

1. Fachberatung der Kirchengemeinden und des
Kirchenbezirks in diakonischen Fragen, Infor-
mationen über die Arbeit der Bezirksdiakonie-
stelle, Anregung, Förderung und Mitwirkung bei
diakonischen Sammlungen.

2. Begleitung und Förderung von ehrenamtlichen
Mitarbeitenden und Gruppen (z. B. Besuchs-
dienste, Alleinerziehende, Suchtkranke, Mit-
arbeitende bei Sammlungen) in Zusammen-
arbeit mit der Bezirksdiakoniepfarrerin bzw.
dem Bezirksdiakoniepfarrer.

3. Vertretung der Bezirksdiakoniestelle (u. a. in der
Bezirkssynode, im Bezirkskirchenrat, im Bezirks-
diakonieausschuss oder in Pfarrkonventen) im
Rahmen des Diakoniegesetzes und der Richt-
linien des Bezirkskirchenrats.

4. Vorbereitung des Tätigkeitsberichts gegenüber
der Bezirkssynode (§ 17 Abs. 2 DiakG).

5. Teilnahme an Zusammenkünften der Leiterinnen
und Leiter der Bezirksdiakoniestellen, die vom
Evangelischen Oberkirchenrat bzw. dem
Diakonischen Werk der Landeskirche ver-
anstaltet werden.

5.5 Aufgaben im außerkirchlichen Bereich

1. Vertretung des Kirchenbezirks in dem vom Bezirks-
kirchenrat festgelegten Rahmen gegenüber
kommunalen und staatlichen Stellen und
regionalen Verbänden Freier Wohlfahrtspflege
(§ 11 Abs. 2 DiakG-DVO). Zu den damit ver-
bundenen Aufgaben gehört auch die Abgabe
fachlicher Stellungnahmen zu sozialen Fragen.

2. Auskünfte und Erklärungen gegenüber Presse,
Medien und sonstigen Institutionen bedürfen der
Einwilligung der zuständigen Leitungsorgane
des Kirchenbezirks.

3. Anregung, Förderung und Mitarbeit in regionalen
Arbeitsgemeinschaften im Bereich der Sozial-
politik und Sozialplanung soweit die Mitarbeit
zur Erfüllung des Auftrags der Dienststelle not-
wendig ist.

4. Für die Vertretung des Kirchenbezirks in gericht-
lichen oder außergerichtlichen Rechtsstreitig-
keiten ist jeweils eine Einzelvollmacht des
Bezirkskirchenrats notwendig.

K a r l s r u h e , den 7. September 2010

Der Evangelische Oberkirchenrat

J o h a n n e s S t o c km e i e r

Oberkirchenrat

Arbeitsrechtsregelungen

Arbeitsrechtsregelung
zur Änderung der Arbeitsrechtsregelung

für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
(AR-M)

Vom 30. Juni 2010

Die Arbeitsrechtliche Kommission hat gemäß § 2
Abs. 2 des Arbeitsrechtsregelungsgesetzes (ARRG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 18. April 1985
(GVBl. S. 69), zuletzt geändert durch Kirchliches Gesetz
zur Änderung des Arbeitsrechtsregelungsgesetzes
vom 17. April 2008 (GVBl. S. 121), folgende Arbeitsrechts-
regelung beschlossen:

Artikel 1
Änderung der AR-M

Die Arbeitsrechtsregelung für Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter (AR-M) vom 16. Dezember 2005 (GVBl. 2006
S. 66), zuletzt geändert durch Arbeitsrechtsregelung
vom 19. Mai 2010 (GVBl. S. 141), wird wie folgt geändert:

1. § 4 Nr. 16 Abs. 1 Unterabsatz 2 wird wie folgt ge-
ändert:

„Die Protokollerklärung Nr. 2 zu den Absätzen 2
und 3 ist nicht anzuwenden auf Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter, die unter den Kirchlichen Einzel-
gruppenplan 22 der Anlage 2 fallen.“

2. Absatz 5 des § 4 Nr. 25 wird gestrichen.

3. § 4 Nr. 26 wird nach der Überschrift wie folgt neu
gefasst:

„Ergänzend zu § 26 TVöD gilt:

(1) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Schulen und
Tageseinrichtungen für Kinder wird der Erholungs-
urlaub grundsätzlich während der Ferien- und
Schließzeiten gewährt.

(2) Die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter hat An-
spruch auf den gesetzlichen Urlaub nach Maßgabe
des Bundesurlaubsgesetzes (BUrlG).

(3) Über den derzeitigen gesetzlichen Urlaub von
20 Arbeitstagen hinaus – ausgehend von einer
5-Tage-Woche – hat die Mitarbeiterin bzw. der Mit-
arbeiter einen tariflichen Anspruch auf weitere Arbeits-
tage bezahlten Jahresurlaub

bis zum vollendeten 30. Lebensjahr 6 Arbeitstage,

bis zum vollendeten 40. Lebensjahr 9 Arbeitstage

und

ab dem vollendeten 40. Lebensjahr 10 Arbeitstage.
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Dieser Urlaubsanspruch verfällt abweichend von
den gesetzlichen Bestimmungen auch dann, wenn
die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter den Urlaub
wegen Krankheit nicht spätestens am 31. Mai des
Folgejahres antreten konnte. Im Übrigen gelten die
Bestimmungen des § 26 TVöD.

(4) Bei der Gewährung von Urlaub wird vorrangig
der gesetzlich zustehende Urlaub nach Bundes-
urlaubsgesetz und Schwerbehindertenrecht erfüllt.“

4. § 4 Nr. 29 wird wie folgt geändert:

a) Nach der Überschrift wird folgender Absatz 1
eingefügt:

„(1) Ergänzend zu § 29 Abs. 1 Buchst. d) TVöD
gilt:

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erhalten bei
50-jährigem Dienstjubiläum einen Arbeitstag
Arbeitsbefreiung.“

b) Vor der Überschrift: „Ergänzend zu § 29 Abs. 3
S. 1 TVöD gilt:“ wird „(2)“ gesetzt.

c) Vor der Überschrift: „Ergänzend zu § 29 Abs. 4
TVöD gilt:“ wird „(3)“ gesetzt.

5. § 4 Nr. 33 S. 3 erhält folgende Fassung:

„Dies gilt entsprechend auch für Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter, die nach dem gesetzlich fest-
gelegten Alter zum Erreichen der Regelaltersrente
eingestellt werden.“

6. a) In § 5 Abs. 1 wird die Zahl „51“ durch „49“ er-
setzt.

b) Es wird folgender Satz 2 angefügt: „Wird auf
entsprechenden Regelungen der Beamtinnen
und Beamten des Bundes verwiesen, gelten die
entsprechenden beamtenrechtlichen Regelungen
der Evangelischen Landeskirche in Baden.“

Artikel 2
Inkrafttreten

Diese Arbeitsrechtsregelung tritt zum 1. Januar 2010
in Kraft.

K a r l s r u h e , den 30. Juni 2010

Arbeitsrechtliche Kommission

Der Vorsitzende

V i c k t o r

Durchführungsbestimmungen

Durchführungsbestimmungen
zur Änderung der Durchführungsbestimmungen

zum Pfarrstellenbesetzungsgesetz*)

Vom 17. August 2010

Der Evangelische Oberkirchenrat erlässt folgende
Durchführungsbestimmungen:

§ 1
Änderung der Durchführungsbestimmungen

Die Durchführungsbestimmungen zum Pfarrstellen-
besetzungsgesetz vom 23. Juni 2009 (GVBl. S. 85)
werden wie folgt geändert:

1. § 21 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Besetzung von Pfarrstellen mit über-
gemeindlichen Aufgaben soll auf sechs Jahre be-
fristet werden. Die Besetzung kann einmalig ver-
längert werden. Eine weitere Verlängerung kommt
nur bei einem besonderen kirchlichen Interesse
in Betracht. Dieses ist zu bejahen, wenn bei Ablauf
des Besetzungszeitraumes die für die auf der
Pfarrstelle berufene Person verbleibende Zeit bis
zur gesetzlichen Altersgrenze weniger als fünf Jahre
beträgt.“

2. In § 21 wird nach Absatz 3 folgender Absatz 4 an-
gefügt:

„(4) Bei der Besetzung von Studierendenpfarrstellen
kann die örtliche Vertretung der Studierenden hin-
sichtlich des durch den Evangelischen Oberkirchen-
rat zu erstellenden Ausschreibungstextes einen Vor-
schlag vorlegen. Vor der Besetzung der Pfarrstelle
nach § 13 Abs. 1 S. 1 PfStBesG ist die örtliche
Vertretung der Studierenden hinsichtlich der Be-
werberin bzw. des Bewerbers anzuhören. Satz 1
und Satz 2 gelten nicht für die Evangelische
Peterskirche in Heidelberg.“

§ 2
Inkrafttreten

Diese Durchführungsbestimmungen treten am
1. September 2010 in Kraft.

K a r l s r u h e , den 17. August 2010

Der Evangelische Oberkirchenrat

D r . S u s a n n e J a s c h i n s k i

Oberkirchenrätin

*) AZ: 22/2
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Bekanntmachungen

OKR 12. 08. 2010
AZ: 14/44

FÜRBITTE für die 5. Tagung der
11. Landessynode der Evange-
lischen Landeskirche in Baden
vom 17. bis 21. Oktober 2010 in
Bad Herrenalb

Die 5. Tagung der 11. Landessynode der Evangelischen
Landeskirche in Baden findet in der Zeit vom 17. bis
21. Oktober 2010 in Bad Herrenalb statt.

Wir bitten, in den Gottesdiensten unserer Gemeinden
am 17. Oktober 2010 dieser Tagung fürbittend zu ge-
denken.

OKR 07. 09. 2010
AZ: 21/724

Vorsitz der Kirchengerichtlichen
Schlichtungsstelle der Evange-
lischen Landeskirche in Baden

Aufgrund der Wahl der Arbeitsrechtlichen Kommission
(ARK) im Einvernehmen mit dem Landeskirchenrat und
im Benehmen mit dem Aufsichtsrat des Diakonischen
Werkes der Evangelischen Landeskirche in Baden e. V.
hat die Präsidentin der Landessynode gemäß § 58
Abs. 3 MVG mit Wirkung vom 17. Mai 2010 die unter
Nummern 1 und 2 genannten Personen jeweils zum
Vorsitzenden einer Kammer der Kirchengerichtlichen
Schlichtungsstelle der Evangelischen Landeskirche in
Baden und die unter Nummer 3 genannte Person zum
stellvertretenden Vorsitzenden der Kirchengerichtlichen
Schlichtungsstelle der Evangelischen Landeskirche in
Baden für die Dauer von fünf Jahren berufen:

1. Herrn Hans-Günther Achenbach, Direktor beim
Arbeitsgericht Ludwigshafen a. Rh., Worms;

2. Herrn Peter Brändle, Richter am Sozialgericht in
Wiesbaden, Heidelberg;

3. Herrn Dr. Gero Schneider, Rechtsanwalt, Heidelberg.

Die Anschrift der Geschäftsstelle der Kirchengericht-
lichen Schlichtungsstelle der Evangelischen Landes-
kirche in Baden lautet wie bisher:

Geschäftsstelle der Kirchengerichtlichen Schlichtungs-
stelle der Evangelischen Landeskirche in Baden,
Blumenstraße 1–7, 76133 Karlsruhe, Telefon 0721
9175612, Fax 07219175565.

Leiter der Geschäftsstelle ist Herr Kirchenamtsrat Moch.

OKR 14. 09. 2010
AZ: 51/44
Mannheim

Zusammenlegung von Pfarr-
gemeinden in der Evangelischen
Kirche in Mannheim (Bezirks-
gemeinde)

Nachträglich ist bekannt zu geben, dass durch Beschluss
des Stadtkirchenrats Mannheim vom 23. März 2010 die
Trinitatisgemeinde und ihre Pfarrstelle mit der CityGemeinde
Hafen-Konkordien und deren Pfarrstellen im Gruppen-
pfarramt zusammengelegt wurde. Mit Wirkung ab
1. Januar 2010 wird der betreffende Pfarrdienst von den
Pfarrstellen I bis III des Gruppenpfarramts CityGemeinde
Hafen-Konkordien wahrgenommen.

OKR 14. 09. 2010
AZ: 83/851

Kur- und Urlauberseelsorge-
dienste in Bayern, Sommer 2011

Die Evang.-Luth. Kirche in Bayern bietet Pfarrerinnen und
Pfarrern aus den Gliedkirchen der EKD (auch rüstigen
Ruheständlern) 80 vierwöchige Einsätze als Kur- und
Urlauberseelsorger/innen in landschaftlich schön ge-
legenen Urlaubs- und Kurorten in Bayern (insbesonders
Allgäu, Oberbayern, Bayerischer Wald) an. Gefordert
ist die Bereitschaft zu lebensnaher Verkündigung, Seel-
sorge und Mitarbeit im Rahmen des örtlichen Kur- und
Urlauberseelsorgekonzeptes. Die Bejahung der volks-
kirchlichen Situation einer Kurgäste- und Urlauber-
gemeinde wird vorausgesetzt.

Für einen vierwöchigen Dienst werden in der Stellen-
gruppe I 294 Euro und in der Stellengruppe II 210 Euro
als Aufwandsentschädigung gezahlt. Bewerbern im
aktiven Dienst wird je nach landeskirchlicher Regelung
ein Teil des Dienstes nicht auf den Urlaub angerechnet.

Beauftragte erhalten in beiden Gruppen einen Zuschuss
für die Kosten der Ferienwohnung in Höhe von 30 Euro
pro Tag für ihre Person und 10 Euro pro Tag für den Ehe-
partner / die Ehepartnerin. Mit einem Dienst in der Gruppe I
beauftragte Personen erhalten außerdem einen Zuschuss
von 10 Euro pro Tag für jedes kindergeldberechtigte
Kind, das am Einsatzort dabei ist, bis zu einer Höchst-
grenze von insgesamt 70 Euro pro Tag pro Familie. Die
Fahrtkosten der Beauftragten vom Heimatort zum
Einsatzort und zurück werden nach dem günstigsten
Tarif der Deutschen Bahn (z. B. Sparpreise) erstattet.

Die Ausschreibungen der einzelnen Gemeinden und die
Bewerbungsunterlagen erhalten Sie unter folgender Adresse:
Landeskirchenamt München, Referat C1.1, Kirchenrat
Roßmerkel Postfach 20 07 51, 80007 München, Fax
(0 89) 55 95 8384, E-Mail: Kurseelsorge@elkb.de.

Bewerbungen müssen spätestens bis 19. November 2010
vorliegen.

LB 08. 09. 2010
AZ: 86/5

Hinweise zur 52. Aktion „Brot für
die Welt“ 2010/2011

Die Evangelische Kirche in Deutschland führt in Ver-
bindung mit den Freikirchen in der Advents- und
Weihnachtszeit 2010 wieder die Aktion „Brot für die
Welt“ durch. Die Aktion hat auch in diesem Jahr das
Motto „Es ist genug für alle da“.

Für den Bereich der Evangelischen Landeskirche in
Baden ergeben sich zur 52. Aktion „Brot für die Welt“
folgende Richtlinien:

1. Die Aktion beginnt am 1. Adventssonntag
(28. November 2010) und wird am 31. Dezember 2010
beendet.

Die Sammlung bzw. die Entgegennahme von Einzel-
spenden für die Aktion „Brot für die Welt“ während
des ganzen Jahres bleibt davon unberührt. Die
Durchführung der 52. Aktion „Brot für die Welt“ soll
nicht durch Sammlungen für gemeindeeigene oder
andere Zwecke beeinträchtigt werden.
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2. Es werden für die 52. Aktion folgende Projekte von
„Brot für die Welt“ zur Förderung besonders vor-
geschlagen:

Projekt 1: Indien – Lernen unter freiem Himmel.

Projekt 2: Äthiopien – Wasser marsch!

Mit Hilfe dieser vorgeschlagenen Projekte sollen
der Gesamtauftrag von Brot für die Welt und die
Beziehungen zu den badischen Partnerkirchen und
anderen Institutionen in Übersee ins Bewusstsein
gerückt und gestärkt werden.

3. Mögliche Sammlungsformen

3.1 Tütensammlung

Opfertüten und Verteilblätter werden den Ge-
meinden auf Bestellung zugeleitet. Jedes Pfarr-
amt möge die Gemeinde selbst in geeigneter
Weise davon benachrichtigen, ob die Tüten durch
die Helferinnen und Helfer abgeholt werden oder
im Gottesdienst oder im Pfarramt abgegeben werden
sollen.

3.2 Nach dem landeskirchlichen Kollektenplan sind wie
bisher alle vier Adventssonntage und der Heilige
Abend der Aktion „Brot für die Welt“ vorbehalten.

4. Abrechnung

Damit die Abrechnung der 52. Aktion „Brot für die
Welt“ rechtzeitig vorliegt, bitten wir die Pfarrämter
bzw. Kirchengemeinden das Sammelergebnis bis
spätestens 28. Februar 2011 an das Dekanat bzw.
das Service- und Verwaltungsamt abzuführen. Die
Dekanate bzw. Service- und Verwaltungsämter
überweisen das Sammelergebnis bis spätestens
31. März an die Landeskirchenkasse.

LB 08. 09. 2009
AZ: 86/5

Wort des Landesbischofs
zur 52. Aktion
„Brot für die Welt“ 2010/2011

„Es ist genug für alle da“

Zum dritten Mal hintereinander hat „Brot für die Welt“
dieses Motto für sich gewählt. Im ersten Jahr klang es
noch fast beschwichtigend. Im letzten Jahr spürte ich,
wieviel Hoffnung in diesem Satz steckt. Nun höre ich
mehr und mehr die Herausforderung dieser Worte. Aus
der Vergewisserung, dass Gott für seine Menschen
sorgt, wächst die drängende Sorge, dass wir zu wenig
davon Wirklichkeit werden lassen.

Noch immer geht es einer Milliarde Menschen in dieser
Welt schlecht an Leib und an Seele, weil sie hungern,
weil sie nicht haben, was sie für ein würdiges Leben als
Kinder Gottes brauchen.

Deshalb macht „Brot für die Welt“ weiter – als das Hilfs-
werk unserer evangelischen Kirche. Die badische Landes-
kirche lenkt in diesem Jahr Ihren Blick besonders auf
zwei Projekte aus Indien und Äthiopien:

Im Süden Äthiopiens unterstützt „Brot für die Welt“ ein
Bewässerungsprojekt der Mekane Yesus Kirche, das
Kleinbauern ermöglicht, ein wenig über ihren Eigen-
bedarf hinaus zu produzieren und Lebensmittel auf
dem Markt zu verkaufen.

In Indien bekommen Kinder, Jugendliche und Er-
wachsene, die aus dem Bildungssystem „herausgefallen“
sind, eine Chance, sich weiter zu qualifizieren und mit
neuen Berufschancen ihren Lebensunterhalt aus eigener
Kraft zu sichern.

Der Advent ist eine gute Zeit, um sich an das zu er-
innern, was Gott uns schenkt, und darüber nachzu-
denken, wie wir das Geschenk seiner Liebe weiter-
geben können. Dankbarkeit und Freigiebigkeit sind
wie Geschwister, die zusammen erleben lassen: „Es
ist genug für alle da“. Bitte helfen Sie mit.

D r . U l r i c h F i s c h e r

Landesbischof

Mehr Informationen unter:
www.brot-fuer-die-welt.de;
www.diakonie-baden.de;
erbacher@diakonie-baden.de.

Stellenausschreibungen

Hinweise zu Bewerbungen:

Die Mietwerte der Pfarrhäuser/Pfarrwohnungen
für die ausgeschriebenen Pfarrstellen können
beim Evangelischen Oberkirchenrat in Karlsruhe
unter Telefon 07219175 709 erfragt werden.

Den Bewerbungen auf die nachfolgenden Aus-
schreibungen ist ein tabellarischer Lebenslauf
und ein Kurzbericht zur bisherigen Tätigkeit und
zu Schwerpunkten der Arbeit und Fortbildung
beizufügen. Diese Unterlagen sind zur Weiter-
gabe an die ausgeschriebenen Gemeinden
bestimmt.

Bewerbungen auf Ausschreibungen, die nicht hier
im Gesetzes- und Verordnungsblatt erschienen
sind (bezirkliche Pfarrstellen, Auslandsgemeinden
etc.), sind in Kopie über den Dienstweg dem Evan-
gelischen Oberkirchenrat zuzuleiten.

I. Gemeindepfarrstellen
Erstmalige Ausschreibungen

Mannheim, Matthäusgemeinde, Pfarrstelle I des
Gruppenpfarramts
(Evangelische Kirche in Mannheim – Bezirksgemeinde)

Die Pfarrstelle I des Gruppenpfarramts der Matthäus-
gemeinde Mannheim(-Neckarau) kann mit Wirkung ab
1. März 2011 mit einem vollen Dienstverhältnis wieder
besetzt werden; nach mehr als 13 Dienstjahren wechselt
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die bisherige Pfarrstelleninhaberin in eine andere Ge-
meinde. Mit der Pfarrstelle ist ein Regeldeputat von
sechs Stunden Religionsunterricht verbunden.

Die Matthäusgemeinde liegt im Süden Mannheims in
einem historisch gewachsenen Stadtteil. Citynah bietet
Neckarau alle Attraktionen der Stadt, hat aber eine gute
eigene Infrastruktur: schulische, kulturelle, sportliche
Angebote sowie auch vielfältige Einkaufsmöglichkeiten
und ein waldreiches Naturschutzgebiet am Rhein
zeichnen diesen Stadtteil aus. Hier hat die Evangelische
Matthäusgemeinde mit ihren 4.500 Gemeindegliedern
ihren festen Stellenwert.

Die Matthäusgemeinde ist Teil der Gesamtkirchen-
gemeinde Mannheim, die einen großen Teil der Ver-
waltungsaufgaben übernimmt.

Gebäude und ihre Bedeutung für das Leben der
Gemeinde

Im Zentrum des Stadtteils steht die 2006 beeindruckend
renovierte Kirche (Architekturpreise), in der vielfältige
Gottesdienste gefeiert werden. Die Matthäuskirche
wird als Ort der Orientierung und Begegnung wahr-
genommen, sie will offene und einladende Kirche sein.
Kunstausstellungen und ein breit gefächertes Konzert-
angebot (Klassik, Pop, Rock, ...) sprechen auch kirchen-
ferne Menschen an.

Im Gemeindehaus, das einen Steinwurf von der Kirche
entfernt liegt, haben weitere Veranstaltungen und
Gruppen der Gemeinde ihren Ort. Neben der Kirche
befindet sich das geräumige Pfarrhaus, in dem das
Pfarramt im Erdgeschoss untergebracht ist. Die Reno-
vierung bzw. energetische Sanierung des Pfarrhauses
wird bis zum möglichen Wiederbesetzungszeitpunkt
abgeschlossen sein. Die Pfarrwohnung umfasst fünf
(erweiterbar auf sechs) Zimmer und zwei Bäder und
hat einen schönen Garten.

Nah beieinander – der „Neckarauer Dreiklang“

Aus der Matthäusgemeinde und in deren unmittelbaren
Nachbarschaft sind seit den 50er Jahren zwei kirch-
liche Einrichtungen entstanden, die der Gemeinde ihr
besonderes Profil geben: das staatlich anerkannte
evangelische Johann-Sebastian-Bach-Gymnasium
(„www.bach-gymnasium.de“) und die Gemeindediakonie
Mannheim („www.gemeindediakonie-mannheim.de“).
Beide sind inzwischen so groß, dass sie von eigenen
Rechtsträgern verantwortet werden; sie stehen in sehr
enger Beziehung zur Gemeinde, gestalten gemeinsame
Projekte (z. B. Kinderbibelfreizeit oder Kunstprojekt) und
nutzen die Kirche mit. Menschen mit Behinderungen
nehmen ganz selbstverständlich am Leben der Ge-
meinde und Neckaraus teil und gestalten es auf ihre
Weise mit.

Nah bei den Menschen

Die Matthäusgemeinde hat drei Kindertagesstätten
mit jeweils drei Gruppen. Der Kontakt zu den Kindern
und ihren Familien wird auf vielfältige Weise gepflegt.

Auch zu den beiden Pflegeheimen im Gemeinde-
gebiet besteht durch regelmäßige Andachten (einmal
monatlich) und Besuche ein guter Kontakt.

Das jährliche Gemeindefest ist ein Treffpunkt für ganz
Neckarau, für das sich viele ehrenamtlich Mitarbeitende
sehr gerne engagieren. Hier begegnen sich Menschen
mit und ohne Behinderungen und Schülerinnen und
Schüler des Johann-Sebastian-Bach-Gymnasiums und
die Vereine des Stadtteils in ungezwungener Atmosphäre.

Des Weiteren will die Matthäusgemeinde durch Angebote
im kulturellen, im musischen und selbstverständlich
auch im theologischen Bereich das Leben im Stadtteil
mitgestalten und bereichern.

Aus der Nähe in die Weite

Gute ökumenische Kontakte zur katholischen Jakobus-
gemeinde und gemeinsame Projekte sind beiden Ge-
meinden vor Ort sehr wichtig. Darüber hinaus pflegt die
Matthäusgemeinde enge Verbindungen mit Christinnen
und Christen in anderen Ländern, in den letzten Jahren
v. a. durch jährliche Jugendbegegnungen in unseren
Partnergemeinden in Polen und den USA.

Das Team

Hauptamtlich sind ein Kirchendiener (vollbeschäftigt)
und eine Sekretärin mit 28 Wochenarbeitsstunden an-
gestellt. Organist und Chorleiterin arbeiten nebenamtlich.
Projektweise wird die Gemeinde durch eine Gemeinde-
diakonin unterstützt. Die zweite Pfarrstelle des Gruppen-
pfarramts ist mit einer Pfarrerin in einem 75%-Dienst-
verhältnis besetzt.

Zusammenarbeit

Einer guten Absprache und vertrauensvoller Zusammen-
arbeit misst der Ältestenkreis eine hohe Bedeutung bei,
das schließt das Angebot der Supervision ein.

Eigene Akzente und Schwerpunkte sind willkommen.

Der Ältestenkreis erwartet:

– Freude am Gestalten unterschiedlicher Gottesdienste;

– seelsorgliche Offenheit für Probleme von städtisch
geprägten Menschen;

– anregende Zusammenarbeit mit den ehrenamtlichen
und beruflichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
sowie deren verlässliche Begleitung und Förderung;

– vertrauensvolles Miteinander mit der Kollegin und
eine dem jeweiligen Deputat und den Interessen
und Neigungen entsprechende Absprache von
Aufgaben;

– die Bereitschaft zur Mitgestaltung des „Neckarauer
Dreiklangs“.

Wenn Sie sich näher informieren möchten, finden Sie
alles Wissenswerte zu Angeboten, Gruppen und Kreisen
im Internet unter: www.matthaeus-kirche.net.
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Über Anfragen freuen sich Frau Dorothea Scharrer,
Vorsitzende des Ältestenkreises, Telefon (privat) 0621
856546 oder (dienstlich) 0621 8440316 oder Pfarrerin
Regina Bauer, Telefon 06214376117 oder Dekan Günter
Eitenmüller, Telefon 062128000100.

Offenburg, Johannes-Brenz-Gemeinde
(Kirchenbezirk Ortenau – Region Offenburg)

Die Pfarrstelle für den Pfarrdienst in der Evangelischen
Johannes-Brenz-Gemeinde in Offenburg kann mit
Wirkung ab 1. November 2010 mit einem vollen Dienst-
verhältnis wieder besetzt werden. Das bisherige Pfarr-
und Dekansehepaar wechselt nach 17 Dienstjahren in
eine andere Gemeinde des Kirchenbezirks.

Die Diaspora-Gemeinde, zu der die Ortschaften Durbach,
Ebersweier, Rammersweier, Zell-Weierbach und ein Teil
der Oststadt der Stadt Offenburg gehören, hat ca.
2.800 Gemeindeglieder. Das in den 70er Jahren er-
baute Gemeindezentrum mit schönem Kirchsaal be-
findet sich in Offenburg-Rammersweier; das Pfarrhaus
liegt in direkter Nachbarschaft. Das Büro der Pfarramts-
sekretärin liegt im vorderen Bereich des Pfarrhauses.
Das Pfarrhaus wurde in das Pfarrhaussanierungs-
programm der Landeskirche aufgenommen und wird
spätestens bis zum 1. Juli 2011 energetisch saniert
und bezugsfertig sein.

Die Johannes-Brenz-Gemeinde ist eine lebendige
Gemeinde, die ihren Schwerpunkt auf den Gottesdienst
legt. Ein sehr engagiertes Kinder-Kirch-Team sorgt für
einen regelmäßig stattfindenden Kindergottesdienst,
der nach neuen Konzepten der Kinderkircharbeit
konzipiert wurde und großen Zuspruch erfährt. Das
im Foyer erbaute Kirchencafé führt im Anschluss an
den sonntäglichen Gottesdienst zu regem Austausch
zwischen den Gemeindegliedern. Die Gemeindearbeit
wird durch einen großen Stab von aktiven Ehrenamt-
lichen in verschiedenen Gruppen und Kreisen be-
reichert. Regelmäßige Gemeindebeiratssitzungen und
Gemeindeversammlungen zeichnen die rege und
interessierte Gemeinde aus, die vielfältige Interessen
zulässt und auch verschiedene Frömmigkeitsstile lebt.

Ein selbstbewusster Ältestenkreis, der die Gemeinde
neben der Gemeindepfarrerin / dem Gemeindepfarrer
auch in der Kirchengemeinde Offenburg, im Verwaltungs-
rat des Paul-Gerhardt-Werkes e. V. Offenburg und in
der ACKO vertritt, trifft sich regelmäßig einmal im
Monat zur Ältestenkreissitzung sowie einmal jährlich
zur Klausur, bei der beispielsweise Fragen der Liturgie,
der Gemeindeentwicklung oder der Kirchraumgestaltung
erörtert werden.

Die ökumenischen Kontakte sind vielfältig und sollen
sensibel weiterentwickelt werden. Im regelmäßigen
wöchentlichen Wechsel mit der katholischen Gemeinde
werden Gottesdienste in einer Reha-Klinik in Durbach
gestaltet. Wald- und Open-Air-Gottesdienste, Bibel-

wochen, ein Bildungswerk, ein Kinderkreuzweg und
eine Kinderbibelwoche, der lebendige Adventskalender
u. a. sind ökumenisch ausgerichtet.

Zur Gemeinde gehört der Kindergarten „Kleine Freunde“
mit Montessori-Profil.

Mit 14 Wochenarbeitsstunden unterstützt eine tüchtige
Sekretärin die Arbeit im Pfarrbüro.

Die Gemeinde wünscht sich eine engagierte auf-
geschlossene Gemeindepfarrerin / einen engagierten
aufgeschlossenen Gemeindepfarrer, die/der die viel-
fältigen Aktivitäten der Gemeindeglieder und -gruppen
unterstützt, fördert und eigene Impulse setzt.

Das mit der Pfarrstelle verbundene Regeldeputat
Religionsunterricht umfasst sechs Wochenstunden.
Die Übernahme eines Bezirksauftrags wird erwartet.

Für eine persönliche Rücksprache stehen die Vor-
sitzende des Ältestenkreises, Frau Sabine Schumacher,
Telefon 07802 3012 und Schuldekan Hans-Georg
Dietrich, Telefon 078122310, gerne zur Verfügung.

Die Bewerbungen für die erstmaligen Ausschreibungen
sind – unter gleichzeitiger Anzeige an das für die
Bewerberin / den Bewerber zuständige Dekanat –
innerhalb von fünf Wochen, d. h. bis spätestens

9. November 2010

schriftlich an den Evangelischen Oberkirchenrat, Post-
fach 2269, 76010 Karlsruhe, zu richten.

II. Pfarrstellen mit übergemeindlichen Aufgaben
Erstmalige Ausschreibungen

Mannheim,TelefonSeelsorge Rhein-Neckar

In der Leitung der TelefonSeelsorge Rhein-Neckar
(mit Dienstsitz in Mannheim) ist mit Wirkung ab
1. September 2011 eine Pfarrstelle mit einem vollen
Dienstverhältnis mit einer Pfarrerin / einem Pfarrer
wieder zu besetzen; die Stelleninhaberin wird Ende
August 2011 in den Ruhestand treten.

Die TelefonSeelsorge Rhein-Neckar hat ihren Sitz in
Mannheim, mitten im Gebiet der Metropolregion. Sie
ist als ökumenische Einrichtung die älteste und größte
Telefonseelsorge in Baden, eine Kooperation der
evangelischen und katholischen Dekanate Mannheim,
Ludwigshafen, Heidelberg und Worms.

Etwa zwei Millionen Menschen leben in ihrem Ver-
sorgungsbereich. Im Jahr 2009 erreichten uns ca.
40.000 Anrufe. Zwei permanent besetzte Telefon-
leitungen und eine dritte in Teilbesetzung garantieren
eine hohe Erreichbarkeit.
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Etwa 150 ausgebildete, ehrenamtlich Mitarbeitende be-
gleiten Menschen in Krisen und schwierigen Lebens-
situationen am Telefon und über Online-Beratung per
E-Mail und Chat. In der Mitarbeiterschaft gibt es einen
guten Zusammenhalt, ein umfangreiches Weiterbildungs-
programm ist seit Jahrzehnten Standard.

Zur Wiederbesetzung der Stelle in der Leitung der
TelefonSeelsorge wird eine evangelische Pfarrerin /
ein evangelischer Pfarrer mit abgeschlossener Zusatz-
ausbildung in Beratung/Seelsorge und Gruppenleitung/
Supervision gesucht.

Zur fachlichen Leitung gehört die intensive Begleitung
der etwa 150 ehrenamtlich Mitarbeitenden. Dies geschieht
in Zusammenarbeit mit einem Diplom-Psychologen
(100%-Stelle). Zwei Halbtagskräfte sind für Sekretariat
und Verwaltung zuständig.

Das Aufgabengebiet beinhaltet des Weiteren

– die verantwortliche Leitung der Geschäftsstelle der
TelefonSeelsorge;

– konzeptionelle Weiterentwicklung der Arbeit;

– Auswahl und Ausbildung der ehrenamtlich Mit-
arbeitenden sowie deren Supervision und Fort-
bildung;

– Vertretung der TelefonSeelsorge nach außen und

– die Mitverantwortung bei der Sicherung der finan-
ziellen Grundlagen.

Wir erwarten

– eine Persönlichkeit mit Leitungserfahrung, insbesondere
in der Personalführung;

– Vertrautheit mit der Umsetzung von Konzepten
personenzentrierter Gesprächsführung und dem
systemischen Beratungsansatz;

– Mittragen der Ziele der TelefonSeelsorge aus christ-
licher Überzeugung;

– hohe Teamfähigkeit und die Fähigkeit zu einer
kooperativen Zusammenarbeit mit den kirchlichen
Trägern;

– die Bereitschaft, im Netzwerk von 105 Telefon-
seelsorgestellen bundesweit mitzuarbeiten und

– eine hohe Flexibilität in der Gestaltung der Arbeits-
zeit (auch abends und an Wochenenden).

Eine Berufung auf diese Pfarrstelle mit übergemeind-
lichen Aufgaben erfolgt zeitlich befristet für (zunächst)
sechs Jahre; eine Wiederberufung ist möglich.

Die Besoldung erfolgt aus BesGr A13/A14 BBO.

Weitere Auskünfte erteilen Frau Ursula Bieber-Eckardt,
Telefon 0621 71898861 und Kirchenrätin Dr. Monika
Zeilfelder-Löffler, Referat 3 – Seelsorge in besonderen
Arbeitsfeldern – im Evangelischen Oberkirchenrat in
Karlsruhe, Telefon 07219175349.

Interessentinnen/Interessenten an dieser Stelle werden
gebeten, dies bis zum

9. November 2010

dem Evangelischen Oberkirchenrat, Postfach 2269,
76010 Karlsruhe, auf dem Dienstweg mitzuteilen.

Neben einem kurzen Lebenslauf sind die Darstellung
der Schwerpunkte bisheriger Arbeit, der Fortbildungen
sowie eine Interessensbegründung beizulegen.

Dienstnachrichten

Entschließungen des Landesbischofs

Berufen auf Pfarrstellen
mit übergemeindlichen Aufgaben:

Pfarrer Dr. Hans-Georg U l r i c h s in Karlsruhe-Durlach
(Gruppenpfarramt der Stadtkirchengemeinde) zum
Pfarrer der Evangelischen Studierendengemeinde
Heidelberg mit Wirkung vom 1. Oktober 2010.

Entschließungen
des Evangelischen Oberkirchenrats

Beauftragt:

Pfarrerin Cordula E i s e n b a c h - H e c k mit dem Dienst
in der Leitung der Telefonseelsorge im Ortenaukreis mit
Wirkung ab 1. Oktober 2010.

Eingesetzt/Versetzt:

Pfarrvikarin Dorothea R o h l a n d mit Wirkung ab
1. Oktober 2010 zur Mithilfe im Pfarrdienst in der
Michaelsgemeinde der Evangelischen Kirche in
Pforzheim (Stadtkirchenbezirk).

Übernahme als Pfarrvikarin/Pfarrvikar
der Evangelischen Landeskirche in Baden

und Einsatz im Pfarrvikariat:

Frau Christine E g e n l a u f als Pfarrvikarin zur Mit-
hilfe im Pfarrdienst im Evangelischen Kirchenbezirk
Adelsheim-Boxberg mit Wirkung vom 1. September 2010.

Ernannt:

Kirchenverwaltungsinspektor Ludwig B r u c h beim
Evangelischen Oberkirchenrat in Karlsruhe wird mit
Wirkung vom 16. September 2010 in ein Kirchenbeamten-
verhältnis auf Lebenszeit berufen,
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Frau Simone K l e i n h a n s zur Kirchenverwaltungs-
inspektorin unter Berufung in ein Kirchenbeamten-
verhältnis auf Probe beim Evangelischen Oberkirchenrat
in Karlsruhe mit Wirkung vom 1. September 2010.

Es treten in den Ruhestand:

Kirchenbauoberamtsrat Harald D u n k e mit Ablauf des
30. September 2010,

Pfarrer Dr. Fritz H e r r e n b r ü c k in Löffingen mit
Ablauf des 31. Oktober 2010,

Pfarrer Richard H o h e n d o r f f in Neunstetten mit
Ablauf des 31. Oktober 2010,

Pfarrer Wolfgang Ke l l e r in St. Ilgen mit Ablauf des
31. Oktober 2010,

Pfarrer Werner L u r k in Karlsruhe (Gemeinde zum Guten
Hirten Karlsruhe-Rintheim) mit Ablauf des 31. Oktober 2010,

Kirchenamtmann Walter R a m m mit Ablauf des
30. November 2010,

Pfarrer Martin S c h a a l in Seelbach nach seiner Frei-
stellung vom Dienst (Sabbaturlaub) mit Ablauf des
31. Oktober 2010.

Entlassen auf Antrag:

Pfarrer Dr. theol. Steffen B a u e r , abgeordnet zu einem
Dienst in der EKHN, wegen Übernahme in ein Pfarrdienst-
verhältnis durch die Evangelische Kirche in Hessen und
Nassau mit Ablauf des 30. September 2010 unter Be-
lassung der Ordinationsrechte,

Kirchenrechtsrat Jürgen K i r c h e n b a u e r bei der
Evangelischen Landeskirche in Baden mit Ablauf des
31. Dezember 2010.

Berichtigungen

Dienstnachrichten

In den Dienstnachrichten im GVBl. Nr. 6/2010, S. 120, ist
die Berufung von Herrn Pfarrer Michael Ta n n e b e r g
in Eimeldingen-Märkt zum Pfarrer der Christusgemeinde
in Offenburg mit Wirkung vom 1. Juni 2010 bekannt
gegeben. Infolge Namensänderung ist die Bekannt-
machung zu ändern bezüglich des Familiennamens
in „ G e i g e r “ .

Herausgeber: Evangelischer Oberkirchenrat, Blumenstraße 1–7, 76133 Karlsruhe
Postfach 2269, 76010 Karlsruhe, Telefon 07219175 0

Erscheint (in der Regel) einmal im Monat . Satz und Druck: Mediengestaltung und Hausdruckerei des Evangelischen Oberkirchenrats in Karlsruhe.

E 20630 B

> Christus spricht: Ich war tot, und siehe,
ich bin lebendig von Ewigkeit zu Ewig-
keit und habe die Schlüssel des Todes
und der Hölle. Offenbarung 1,18

Gestorben:

Pfarrerin i. R. Ines O d a i s c h i , zuletzt ein-
gesetzt mit Dienstauftrag im Evangelischen
Kirchenbezirk Mannheim, am 28. August 2010,

Dekan i. R. Gernot Z i e g l e r , zuletzt in Mannheim,
am 12. August 2010.
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